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111. Gesetz vom 2. Oktober 2013 über Gas-, Heizungs- und Klimaanlagen sowie über Anlagen zur Lage-
rung und Leitung von Brennstoffen (Tiroler Gas-, Heizungs- und Klimaanlagengesetz 2013 – TGHKG
2013)

Der Landtag hat beschlossen:

1 .  A b s c h n i t t
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Geltungsbereich

(1) Dieses Gesetz regelt, soweit im Abs. 2 nichts an-
deres bestimmt ist,

a) den Einbau, den Betrieb und die Überprüfung von
1. Heizungsanlagen,
2. Anlagen zur Lagerung fester, flüssiger und gasför-

miger Brennstoffe,
3. Anlagen zur Leitung fester, flüssiger und gasför-

miger Brennstoffe und
4. Anlagen zur Erzeugung und Verwendung gasför-

miger Brennstoffe;
b) die allgemeinen technischen Erfordernisse für

Klimaanlagen und die Überprüfung von Klimaanlagen,
c) das Inverkehrbringen von Kleinfeuerungen,
d) die Emissionsgrenzwerte beim Betrieb von Hei-

zungsanlagen und deren Überprüfung.
(2) Dieses Gesetz gilt nicht für
a) Anlagen im Sinn des Abs. 1, die Bestandteile bau-

licher Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 3 der Tiroler Bau-
ordnung 2011, LGBl. Nr. 57, sind,

b) Anlagen im Sinn des Abs. 1, die Bestandteile ge-
werblicher Betriebsanlagen sind und die

1. überwiegend der Gewinnung von Nutzwärme zu
anderen Zwecken als der Raumheizung und/oder der
Warmwasserbereitung oder

2. überwiegend dem Betrieb von Anlagen im Sinn der
Z. 1

dienen,

c) mobile Gasanlagen, sofern sie nicht mehr als zwei
Versandbehälter bis zu einer Füllmenge von je 15 kg
umfassen,

d) das Inverkehrbringen von Blockheizkraftwerken,
e) Klimaanlagen mit einer Nennleistung bis 12 kW.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Abgase sind die in der Feuerungsanlage bei der
Verbrennung entstehenden gasförmigen Verbrennungs-
produkte einschließlich der in ihnen schwebenden fes-
ten oder flüssigen Stoffe sowie die sich aus der Ver-
brennungsluft und dem Luftüberschuss oder aus einer
allfälligen Abgasreinigung ergebenden Gaskomponen-
ten.

(2) Abgasverlust ist jene auf den Heizwert des Brenn-
stoffes bezogene Wärmemenge, die mit den Abgasen
ungenutzt abgeführt wird.

(3) Benannte Stelle ist eine von einem EU-Mitglied-
staat oder sonstigen Vertragsstaat des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum der Europäischen
Kommission gemeldete Stelle, die autorisiert ist, ein 
EG-Konformitätsverfahren gemäß einer EU-Richtlinie
durchzuführen.

(4) Bestimmungsgemäßer Betrieb der Kleinfeuerung
ist jener Betrieb, der gemäß technischer Dokumentation
für den Betrieb der jeweiligen Kleinfeuerung vorgese-
hen ist.

(5) Blockheizkraftwerk (BHKW) ist eine stationäre
Verbrennungskraftmaschine zur Bereitstellung von
elektrischem Strom mit Wärmenutzung für die Raum-
heizung oder zur Warmwasserbereitung; ein Blockheiz-
kraftwerk ist Teil einer Heizungsanlage.
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(6) Brennstoff ist ein im festen, flüssigen oder gas-
förmigen Aggregatzustand vorkommender chemischer
Stoff, dessen gespeicherte Energie sich durch Verbren-
nung in nutzbare Energie umwandeln lässt, wobei zwi-
schen folgenden Arten von Brennstoffen unterschieden
wird:

a) fester Brennstoff: fester biogener oder fester fos-
siler Brennstoff,

b) fester biogener Brennstoff: Brennstoff, der aus er-
neuerbarer Materie (Pflanzen) gewonnen wird, wie
Holz, Rinde und dergleichen,

c) fester fossiler Brennstoff: Brennstoff, der aus erd-
geschichtlichen Lagerstätten gewonnen wird; dies sind:

1. alle Arten von Braunkohle,
2. alle Arten von Steinkohle,
3. Braunkohlebriketts, Steinkohlebriketts und Koks,
4. Torf,
d) flüssiger Brennstoff: flüssiges Mineralölprodukt,

das dazu bestimmt ist, als Brennstoff verwendet zu wer-
den,

e) gasförmiger Brennstoff: jeder Brennstoff, der sich
bei einer Temperatur von 15°C und einem Druck von
1013 hPa in einem gasförmigen Zustand befindet,

f) gasförmiger fossiler Brennstoff: Erdgas und Flüs-
siggas,

g) nicht standardisierter biogener Brennstoff: Brenn-
stoff, der ausschließlich oder überwiegend naturbelas-
sene erneuerbare Materie als Ausgangsmaterial hat, für
den aber keine Normierung besteht (z. B. Biogas, Pflan-
zenöle, Stroh),

h) standardisierter biogener Brennstoff: Brennstoff,
der ausschließlich oder überwiegend naturbelassene er-
neuerbare Materie als Ausgangsmaterial hat und dessen
wesentliche verbrennungstechnischen Qualitätsmerk-
male (z. B. Wassergehalt, Stickstoffgehalt) in Normen
geregelt sind (z. B. Stückholz, Holzpellets, biogene
Heizöle).

(7) Brennstoffwärmeleistung ist die mit dem Brenn-
stoff zugeführte, auf den Heizwert (Hi) des zulässigen
Brennstoffes bezogene durchschnittliche stündliche
Wärmemenge.

(8) Brennwertgeräte sind Feuerungsanlagen mit teil-
weiser Nutzung der Kondensationswärme.

(9) CO-Emission ist die Emission von Kohlenstoff-
monoxid.

(10) Emission ist die Abgabe von Abgasen ins Freie.
(11) Emissionsgrenzwert ist die maximal zulässige

Menge eines im Abgas enthaltenen Inhaltsstoffes; Emis-
sionsgrenzwerte (ausgenommen die Rußzahl) werden
als Massenwert des jeweiligen Inhaltsstoffes auf den

Energiegehalt (Heizwert) des der Feuerungsanlage bzw.
dem Blockheizkraftwerk zugeführten Brennstoffes
(mg/MJ) oder auf das Abgasvolumen unter Normbe-
dingungen (mg/m³) bezogen.

(12) Feuerungsanlagen sind technische Einrichtun-
gen, in denen zum Zweck der Gewinnung von Wärme
für die Raumheizung oder zur Warmwasserbereitung
Brennstoffe verbrannt und deren Abgase ins Freie ab-
geleitet werden, einschließlich allfälliger Verbindungs-
stücke und angeschlossener oder nachgeschalteter Ab-
gasreinigungsanlagen; Feuerungsanlagen sind insbeson-
dere Warmwasserheizkessel und Warmlufterzeuger ein-
schließlich ihrer Bauteile, nicht jedoch Wärmeerzeuger
mit elektrischer Widerstandsheizung, Wärmepumpen,
Anschlüsse an Fernwärmenetze und stationäre Ver-
brennungskraftmaschinen.

(13) Gasanlagen sind Anlagen zur Erzeugung, Lage-
rung, Leitung und Verwendung von gasförmigen Brenn-
stoffen einschließlich der Abgasführung, sofern es sich
nicht um der Tiroler Bauordnung 2011 unterliegende
Abgasfänge handelt.

(14) Gasgeräte sind Gasverbrauchseinrichtungen, die
insbesondere zum Kochen, zum Heizen, zur Warmwas-
serbereitung oder zu Kühl-, Beleuchtungs-, Wasch- oder
Trockenzwecken verwendet werden und die mit gasför-
migen Brennstoffen und gegebenenfalls bei einer Was-
sertemperatur von nicht mehr als 105°C betrieben wer-
den; Gasgebläsebrenner und zugehörige Wärmeaustau-
scher gelten in ihrer Gesamtheit als Gasgeräte.

(15) Gasversorgungsunternehmen ist ein Unterneh-
men, das nach bundesrechtlichen Vorschriften befugt
ist, gasförmige Brennstoffe über Leitungen (Rohrnetze)
an andere abzugeben.

(16) Gebäudegesamtheizlast ist die Summe aus
Raumheizlast und Warmwasserheizlast.

(17) Gesamtenergieeffizienz eines Gebäudes ist die
Energiemenge, die veranschlagt wird, um den unter-
schiedlichen Erfordernissen im Rahmen der Standard-
nutzung eines Gebäudes, insbesondere hinsichtlich Be-
heizung, Warmwasserbereitung, Kühlung, Lüftung und
Beleuchtung, gerecht zu werden.

(18) Heizkessel ist die kombinierte Einheit aus Ge-
häuse und Brenner oder Brennraum zur Abgabe der Ver-
brennungswärme an Flüssigkeiten.

(19) Heizungsanlage ist die Gesamtheit eines Sys-
tems bestehend aus Wärmeerzeuger (Feuerungsanlage
oder Blockheizkraftwerk), Wärmespeichersystem,
Wärmeverteilsystem und Wärmeabgabesystem; Bauteil
einer Heizungsanlage ist jedenfalls der mit einem Bren-
ner auszurüstende Heizkessel oder der zur Ausrüstung
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eines Heizkessels bestimmte Brenner; bei automatisch
beschickten Zentralheizungsanlagen für feste Brenn-
stoffe ist weiters die Fördereinrichtung Bauteil der Hei-
zungsanlage.

(20) Heizwert (Hi) ist die Wärmemenge, die bei der
vollständigen Verbrennung von 1 kg festem oder flüssi-
gem Brennstoff oder 1 m³ gasförmigem Brennstoff im
Normzustand frei wird, wenn das bei der Verbrennung
gebildete Wasser dampfförmig vorhanden ist und die
Verbrennungsprodukte auf 25°C zurückgeführt werden.

(21) Inverkehrbringen ist
a) das erstmalige Abgeben oder Versenden einer

Kleinfeuerung oder eines Bauteils davon zum Zweck des
Anschlusses sowie

b) das Herstellen, Zusammenfügen oder Einführen
einer Kleinfeuerung oder eines Bauteils davon für den
Eigengebrauch.

Als Inverkehrbringen gilt nicht das Überlassen von
Kleinfeuerungen oder Bauteilen davon zum Zweck der
Prüfung, Lagerung, Verschrottung, Abänderung oder
Instandsetzung sowie das Rückliefern von zur Prüfung,
Lagerung, Abänderung oder Instandsetzung übernom-
menen Kleinfeuerungen oder Bauteilen davon an den
Auftraggeber.

(22) Kehrbuch ist das Nachweisdokument im Sinn
des § 15 der Tiroler Feuerpolizeiordnung 1998, LGBl.
Nr. 111.

(23) Kleinfeuerungen sind technische Einrichtungen
bis zu einer Nennwärmeleistung von 400 kW, die dazu
bestimmt sind, zum Zweck der Gewinnung von Nutz-
wärme für die Raumheizung oder zur Warmwasserbe-
reitung (allenfalls auch gleichzeitig für die Zubereitung
von Speisen) Brennstoffe in einer Feuerstätte zu ver-
brennen, und bei denen die Abgase über eine Abgas-
führung abgeleitet werden; das Verbindungsstück zwi-
schen Feuerstätte und Fang ist, soweit es nicht Einbau-
ten enthält, die für den bestimmungsgemäßen Betrieb
der Kleinfeuerung notwendig sind, nicht Teil der Klein-
feuerung; bei Außenwandgeräten sind jedoch die Ab-
gasleitung und der Mauerkasten Teil der Kleinfeuerung.

(24) Klimaanlagen sind Kombinationen sämtlicher
Bauteile einer Anlage, die für eine Form der Luftbe-
handlung erforderlich sind, bei der die Raumtempera-
tur geregelt oder gesenkt werden kann, gegebenenfalls
gemeinsam mit der Regelung der Belüftung, der Feuch-
tigkeit und der Luftreinheit. Als Klimaanlagen gelten
Anlagen, über die zwei oder mehrere thermodynami-
sche Grundfunktionen (Heizen, Kühlen, Befeuchten
oder Entfeuchten) geregelt werden können.

(25) Kraftstoff ist ein Brennstoff, der in Verbren-
nungskraftmaschinen verwendet wird.

(26) Kubikmeter im Normzustand (m3
N) ist ein Ku-

bikmeter gasförmiger Brennstoff bei 0°C und 1013 hPa
absolutem Druck.

(27) Nennlast ist der Betrieb der Feuerungsanlage bei
Nennwärmeleistung.

(28) Nennleistung ist die unter Normnennbedin-
gungen ermittelte Kühlleistung einer Klimaanlage im
Kühlbetrieb, berechnet und angegeben in kW.

(29) Nennwärmeleistung (Pn) ist die höchste für den
Betrieb der Feuerungsanlage vorgesehene Wärmeleis-
tung (Höchstleistung des Wärmeerzeugers bei Dauer-
betrieb).

(30) Niedertemperatur-Zentralheizungsanlagen sind
Feuerungsanlagen, bei denen der Heizkessel kontinu-
ierlich mit einer Eintrittstemperatur bis einschließlich
40°C funktioniert.

(31) NOx-Emissionen sind die Summe der Emissio-
nen von Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, be-
rechnet und angegeben als Stickstoffdioxid (NO2).

(32) OGC-Emissionen sind die Summe der Emis-
sionen gasförmiger organischer Verbindungen, berech-
net und angegeben als elementarer Kohlenstoff.

(33) Raumheizgerät ist eine Feuerungsanlage, die
ausschließlich zur unmittelbaren Beheizung des Auf-
stellungsraumes dient (z. B. Kaminöfen, Kachelöfen,
Öl- oder Gasraumheizgeräte, Küchenherde).

(34) Raumheizlast ist die Wärmeleistung, die unter
genormten Auslegungsbedingungen benötigt wird, um
sicherzustellen, dass in einem Raum oder Gebäude eine
festgelegte Innentemperatur erreicht wird.

(35) Rußzahl ist der Grad der Schwärzung eines Fil-
terpapiers, verursacht durch die aus der Verbrennung in
Feuerungsanlagen stammenden und emittierten Fest-
stoffteilchen (qualitative Beurteilung).

(36) Serie ist eine Menge von in allen Merkmalen bau-
gleich hergestellten Produkten.

(37) Stand der Technik ist der auf den einschlägigen
wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende Entwick-
lungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen
oder Betriebsweisen, deren Funktionstüchtigkeit er-
probt und erwiesen ist; bei der Bestimmung des Standes
der Technik sind insbesondere vergleichbare Verfahren,
Einrichtungen oder Betriebsweisen heranzuziehen.

(38) Staubemission ist die Emission von im Abgas
dispergierten Partikeln unabhängig von Form, Struktur
und Dichte, welche auf Basis eines gravimetrischen
Messverfahrens quantitativ beurteilt werden.
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(39) Teillast ist der Betrieb der Feuerungsanlage bei
einer Wärmeleistung, die kleiner ist als die Nennwärme-
leistung.

(40) Überwachungsstelle ist derjenige Rauchfang-
kehrerbetrieb, der für das Reinigen, Kehren und Über-
prüfen von Rauch- und Abgasfängen, von Rauch- und
Abgasleitungen sowie von den dazugehörigen Feue-
rungsanlagen beauftragt ist.

(41) Wärmeleistung ist die je Zeiteinheit von der
Feuerungsanlage nutzbar abgegebene durchschnittliche
Wärmemenge.

(42) Wärmeleistungsbereich ist der vom Hersteller
der Feuerungsanlage festgelegte Bereich, in dem diese
bestimmungsgemäß betrieben werden darf.

(43) Wärmepumpe ist ein System, das einem Wärme-
reservoir mit niedrigerem Temperaturniveau Wärme
entzieht und die entzogene Energie unter Einsatz von
Arbeitsenergie auf ein höheres Temperaturniveau
bringt; eine Wärmepumpe, die zum Zweck der Raum-
heizung und Warmwasserbereitung eingesetzt wird, ist
Teil einer Heizungsanlage.

(44) Warmwasserbereiter ist eine Anlage, die der di-
rekten Erwärmung von Nutz- oder Trinkwasser dient
(Vorratswasserheizer und Durchlauferhitzer).

(45) Warmwasserheizlast ist jene Wärmeleistung, die
für die Warmwasserbereitung unter den gewählten Aus-
legungsbedingungen benötigt wird, um sicherzustellen,
dass eine festgelegte Warmwassertemperatur erreicht
wird.

(46) Wesentliche Änderungen von Anlagen sind Än-
derungen, die auf die allgemeinen technischen Erfor-
dernisse im Sinn des § 3 Abs. 1 von erheblichem Ein-
fluss sein können, wie insbesondere die erhebliche Ver-
größerung oder Verkleinerung der Leistungen der An-
lage oder die Änderung der Bauart bzw. der Brennstoff-
lagerung, der Austausch von Bauteilen einer Anlage, so-
fern sich durch den Austausch Auswirkungen auf den
Wirkungsgrad der Anlage oder die von ihr ausgehenden
Emissionen ergeben können, sowie Änderungen an
brennstoffführenden Leitungen.

(47) Wirkungsgrad ist das Verhältnis von Nutzener-
gie zur Aufwandenergie, angegeben in Prozenten.

(48) Zentralheizungsanlagen sind Heizungsanlagen
zur Beheizung mehrerer Räume mittels kontrollierter
Wärmeverteilung.

§ 3
Allgemeine technische Erfordernisse

(1) Anlagen im Sinn des § 1 Abs. 1 lit. a und b sind in
allen ihren Teilen so zu planen, herzustellen, zu errich-
ten, einzubauen, zu ändern, zu betreiben und instand zu
halten, dass sie

a) dem Stand der Technik, insbesondere den bau-,
sicherheits- und brandschutztechnischen Erfordernis-
sen entsprechen,

b) weder das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen noch die Sicherheit von Sachen gefährden,

c) Menschen nicht durch Lärm, Abgase, Wärme,
Lichteinwirkung, Geruch oder Schwingungen unzu-
mutbar belästigen,

d) eine effiziente Energieverwendung gewährleisten,
bei Zentralheizungsanlagen und Kleinfeuerungen sowie
Klimaanlagen unter Berücksichtigung der Erfordernisse
der Gesamtenergieeffizienz des betreffenden Gebäudes,

e) den Erfordernissen des Umweltschutzes entspre-
chen.

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung be-
stimmen, welchen technischen Erfordernissen im Sinn
des Abs. 1 die darin genannten Anlagen entsprechen
müssen, wobei die Erfordernisse der Gesamtenergie-
effizienz unter Bedachtnahme auf die technischen und
funktionellen Möglichkeiten sowie die wirtschaftliche
Zweckmäßigkeit für die Fälle der Neuerrichtung eines
Gebäudes abweichend von den Fällen des Austausches
oder der wesentlichen Änderung der jeweiligen Anlage
bei bestehenden Gebäuden festgelegt werden können.
Bei der Festlegung der technischen Erfordernisse kön-
nen die bau-, sicherheits- und brandschutztechnischen
Vorkehrungen bei der Errichtung, beim Einbau und
beim Betrieb dieser Anlagen sowie allfällige Schutz-
zonen und Sicherheitsabstände festgelegt werden. Ins-
besondere können brandschutztechnische Vorkehrun-
gen bei der Errichtung und beim Betrieb, nähere Be-
stimmungen über die Beschaffenheit und Ausstattung
von Heizräumen sowie über die Verpflichtung zum Ein-
bau von Feuerungsanlagen in Heizräumen erlassen wer-
den. Weiters können Regelungen über die Vermeidung
von Betriebsbereitschafts- und Wärmeverteilverlusten
sowie über die Verpflichtung zur Ausstattung be-
stimmter Arten von Gebäuden mit Geräten zur indivi-
duellen Erfassung des Heizwärmeverbrauchs getroffen
werden. Hinsichtlich der Anlagen zur Lagerung und Lei-
tung fester, flüssiger und gasförmiger Brennstoffe kann
weiters festgelegt werden, welche Bestätigungen vor der
erstmaligen bestimmungsgemäßen Inbetriebnahme so-
wie vor der bestimmungsgemäßen Inbetriebnahme nach
wesentlichen Änderungen und nach der Behebung von
Mängeln vorliegen müssen.

(3) Die Landesregierung hat durch Verordnung
nähere Regelungen über die höchstzulässigen Abgas-
verluste und die Emissionsgrenzwerte beim bestim-
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mungsgemäßen Betrieb von Heizungsanlagen ein-
schließlich der Methoden zu deren Ermittlung sowie
jene Arten von festen, flüssigen und gasförmigen Brenn-
stoffen bzw. Kraftstoffen festzulegen, die zur bestim-
mungsgemäßen Verwendung in Feuerungsanlagen und
Blockheizkraftwerken zulässig sind. Die Landesregie-
rung hat weiters durch Verordnung für Zentralhei-
zungsanlagen und Kleinfeuerungen sowie für Klimaan-
lagen die Methode der Berechnung der Gesamtenergie-
effizienz unter Berücksichtigung des allgemeinen Rah-
mens und der kostenoptimalen Niveaus nach dem An-
hang I und III der Richtlinie 2010/31/EU festzulegen,
soweit sich diese nicht bereits aus der Verordnung nach
§ 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 19a Abs. 2 der Tiroler
Bauordnung 2011 ergeben.

(4) In Verordnungen nach den Abs. 2 und 3 können
technische Regelwerke, die aus den Erkenntnissen der
Wissenschaft und den Erfahrungen der Praxis abgelei-
tet und von einer fachlich hierzu berufenen Stelle he-
rausgegeben werden, ganz oder teilweise für verbindlich
erklärt werden. Die Landesregierung hat den Gegen-
stand, die Fundstellen und die Bezugsquellen dieser
Regelwerke auf der Internetseite des Landes in einem
gegen unbefugte Änderungen geschützten Dateiformat
kundzumachen. Die Regelwerke sind für die Dauer ihrer
Geltung beim Amt der Landesregierung während der für
den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzu-
legen. In der Kundmachung ist auf die Auflegung hin-
zuweisen.

(5) Die Behörde kann bei bewilligungspflichtigen
Gasanlagen im Rahmen der Errichtungsbewilligung
bzw. bei sonstigen Anlagen auf Antrag mit Bescheid
von der Einhaltung einzelner Bestimmungen von Ver-
ordnungen nach den Abs. 2 und 3 absehen, wenn der
Inhaber der Anlage durch ein Gutachten einer dazu be-
fugten Person oder Stelle nachweist, dass durch andere
geeignete Vorkehrungen den Erfordernissen nach
Abs. 1 entsprochen wird. Dies gilt nicht hinsichtlich der
aufgrund von Unionsrecht zwingend einzuhaltenden
Erfordernisse, wie insbesondere der nach § 11 Abs. 2
lit. f zu bestätigenden Erfordernisse der Gesamtener-
gieeffizienz.

§ 4
Behördliche Befugnisse

(1) Die Organe der Behörden sind berechtigt, zur
Wahrnehmung ihrer Aufgaben in Vollziehung dieses
Gesetzes im erforderlichen Ausmaß tagsüber, bei Be-
trieben während der Betriebszeiten, Grundstücke, Ge-
bäude und sonstige bauliche Anlagen zu betreten, An-
lagen im Sinn des § 1 Abs. 1 und deren Bauteile zu be-

sichtigen und zu prüfen sowie bei betriebsbereiten An-
lagen Messgeräte anzubringen, Probebetriebe zur Vor-
nahme von Messungen durchzuführen und Proben zu
entnehmen. Bei Gefahr im Verzug kann der Zutritt auch
während der Nachtstunden oder außerhalb der Be-
triebszeiten verlangt werden.

(2) Die Behörde kann die Räumung von Grund-
stücken, Gebäuden und sonstigen baulichen Anlagen
verfügen, wenn aufgrund drohender Gefahren, insbe-
sondere wegen des Ausströmens von Gas oder der Fehl-
funktion einer Gasanlage, eine unmittelbare Gefahr für
das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für
die Sicherheit von Sachen besteht.

(3) Die Eigentümer der betreffenden Grundstücke,
Gebäude oder sonstigen baulichen Anlagen oder die
sonst hierüber Verfügungsberechtigten und die Inhaber
von Betrieben haben

a) die in den Abs. 1 und 2 genannten Maßnahmen zu
dulden und

b) den Organen der Behörde auf Verlangen in alle die
jeweilige Anlage betreffenden schriftlichen oder elek-
tronischen Unterlagen Einsicht zu gewähren und die
Herstellung von Kopien zuzulassen; sie haben ihnen
weiters alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Diese
Verpflichtungen bestehen nicht, sofern sie dadurch sich
selbst oder eine der im § 38 VStG genannten Personen
der Gefahr einer Strafverfolgung aussetzen; derartige
Gründe sind glaubhaft zu machen.

(4) Zur Durchsetzung der Maßnahmen nach Abs. 3
lit. a ist die Ausübung unmittelbarer behördlicher Be-
fehls- und Zwangsgewalt zulässig.

2 .  A b s c h n i t t
Bewilligungspflichtige Gasanlagen

§ 5
Bewilligungspflicht

(1) Einer Bewilligung der Behörde (Errichtungsbe-
willigung) bedürfen die Errichtung und jede wesentliche
Änderung von Gasanlagen

a) zur ortsfesten Lagerung gasförmiger Brennstoffe,
wenn mehr als 100 Kilogramm verflüssigter Gase oder
mehr als 150 Liter bis zum zulässigen Höchstdruck ver-
dichteter Gase gelagert werden, einschließlich der Lei-
tungsanlagen und des Aufstellungsortes des Verbrauchs-
gerätes,

b) zur Erzeugung von mehr als 2 m³ Gas im Norm-
zustand pro Stunde, und

c) zum Befüllen von Behältern oder Kraftgastanks
(Füllstellen im Sinn der Versandbehälterverordnung
2011).
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(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung
Ausnahmen von der Bewilligungspflicht nach Abs. 1
festlegen, wenn bei Erfüllung der darin für die Errich-
tung oder wesentliche Änderungen festgesetzten Vor-
aussetzungen anzunehmen ist, dass die Gasanlagen den
Erfordernissen nach § 3 entsprechen.

§ 6
Ansuchen

(1) Um die Erteilung der Errichtungsbewilligung ist
bei der Behörde schriftlich anzusuchen.

(2) Dem Ansuchen sind das von einem nach den be-
rufsrechtlichen Vorschriften hierzu Befugten erstellte
Projekt (Vorhaben) in dreifacher Ausfertigung und alle
zur Beurteilung der Zulässigkeit des Vorhabens nach
diesem Gesetz erforderlichen Unterlagen anzuschlie-
ßen. Jedenfalls sind anzuschließen:

a) eine technische Beschreibung des Vorhabens, in der
der Name des Verfassers, der Zweck, der Umfang, die
sicherheitstechnische Ausrüstung, der vorgesehene
Energieträger und die sonstigen Betriebsmittel anzuge-
ben sind,

b) die erforderlichen Pläne, Beschreibungen und
Zeichnungen, insbesondere ein Lageplan, aus dem die
vom Vorhaben betroffenen Grundstücke hervorgehen,
sowie hinsichtlich allfälliger Schutzzonen und Sicher-
heitsabstände ein Geländeschnitt und Angaben über die
Bodenbeschaffenheit, Öffnungen zu tiefer liegenden
Räumen, Kanaleinläufe, unterirdische Einbauten, Ein-
richtungen und sonstige Gefahrenquellen (z. B. Lüf-
tungsanlagen) sowie die brandschutztechnische Aus-
stattung des Aufstellungsraumes,

c) ein Grundbuchsauszug, der im Zeitpunkt der Ein-
bringung des Antrages nicht älter als drei Monate sein
darf, und, sofern der Bewilligungswerber nicht selbst
Eigentümer der Grundstücke ist, auf denen die Gasan-
lage errichtet werden soll, die schriftliche Zustimmung
der jeweiligen Grundeigentümer,

d) wenn fremde Grundstücke durch Schutzzonen
oder Sicherheitsabstände berührt werden, ein Verzeich-
nis dieser Grundstücke unter Angabe der Grundstücks-
nummern, der Einlagezahlen, der Katastralgemeinde(n)
und der Namen und Adressen der jeweiligen Eigen-
tümer sowie entsprechende verbücherungsfähige Servi-
tutsverträge, aus denen die mit dem Bestand der Gas-
anlage verbundenen Verpflichtungen hervorgehen,

e) ein Gutachten im Sinn des § 3 Abs. 5, wenn von
der Einhaltung einzelner Bestimmungen von Verord-
nungen nach § 3 Abs. 2 und 3 abgesehen werden soll.

(3) Die Behörde kann auf Antrag oder von Amts
wegen von der Vorlage einzelner Unterlagen nach Abs. 2
lit. a und b absehen, soweit sie für die Beurteilung der
Zulässigkeit des Vorhabens nach diesem Gesetz voraus-
sichtlich nicht erforderlich sind.

§ 7
Errichtungsbewilligung

(1) Die Behörde hat über ein Ansuchen um die Er-
teilung einer Errichtungsbewilligung mit schriftlichem
Bescheid zu entscheiden.

(2) Vor der Erteilung der Errichtungsbewilligung ist
die in Betracht kommende Gemeinde zu hören, sofern
diese nicht selbst um die Erteilung der Errichtungsbe-
willigung angesucht oder der Bewilligungswerber nicht
bereits eine Stellungnahme der Gemeinde zum betref-
fenden Vorhaben vorgelegt hat.

(3) Die Errichtungsbewilligung ist zu erteilen, wenn
das Vorhaben den Erfordernissen nach § 3 entspricht.
Die Behörde hat dem Bewilligungswerber und der Ge-
meinde die Errichtungsbewilligung jeweils unter An-
schluss einer mit dem Genehmigungsvermerk versehe-
nen Ausfertigung der Unterlagen nach § 6 Abs. 2 lit. a
und b zuzustellen. Der Genehmigungsvermerk hat das
Datum und die Geschäftszahl der Errichtungsbewilli-
gung zu enthalten. Die Gemeinde hat die für die ord-
nungsgemäße Besorgung der Aufgaben der Feuerwehr
maßgeblichen Teile der Errichtungsbewilligung dem
Feuerwehrkommandanten bekannt zu geben.

(4) Die Errichtungsbewilligung ist befristet, mit Auf-
lagen oder unter Bedingungen zu erteilen, soweit dies
erforderlich ist, um Beeinträchtigungen der Interessen
nach § 3 Abs. 1 zu vermeiden oder auf ein möglichst
geringes Ausmaß zu beschränken. Auflagen sind auf
Antrag mit Bescheid aufzuheben oder abzuändern,
wenn und soweit die Voraussetzungen für ihre Vor-
schreibung nicht mehr vorliegen.

(5) Die Errichtungsbewilligung ist zu versagen, wenn
eine Voraussetzung für ihre Erteilung nicht vorliegt.

(6) Wird eine Errichtungsbewilligung befristet oder
mit Auflagen erteilt, so kann dem Inhaber der Bewilli-
gung eine Sicherheitsleistung in der Höhe der voraus-
sichtlichen Kosten jener Maßnahmen, die der Bewilli-
gungsinhaber nach dem Ablauf der Frist oder zur Ein-
haltung der Auflagen zu treffen hat, vorgeschrieben wer-
den, sofern dies voraussichtlich erforderlich ist, um die
rechtzeitige und vollständige Durchführung dieser
Maßnahmen sicherzustellen.

(7) Die Sicherheitsleistung ist zur Deckung der Kos-
ten einer allfälligen Ersatzvornahme nach § 4 VVG zu
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verwenden. Erweist sich die Ersatzvornahme aus einem
vom Bewilligungsinhaber zu vertretenden Grund als
unmöglich, so ist die Sicherheitsleistung zugunsten des
Rechtsträgers jener Behörde, die die Errichtungsbewil-
ligung erteilt hat, für verfallen zu erklären. Die Sicher-
heitsleistung wird frei, sobald die Maßnahmen, deren
Durchführung sie sicherstellen sollte, abgeschlossen
sind.

§ 8
Nachträgliche Vorschreibungen

(1) Ergibt sich bei einer rechtmäßig in Betrieb ge-
nommenen Gasanlage, dass den Erfordernissen nach
§ 3 trotz Einhaltung der in der Errichtungsbewilligung
vorgeschriebenen Auflagen nicht hinreichend entspro-
chen wird, so hat die Behörde die nach dem Stand der
Technik und der medizinischen oder sonst in Betracht
kommenden Wissenschaften zur Erfüllung dieser Er-
fordernisse erforderlichen anderen oder zusätzlichen
Auflagen vorzuschreiben. Solche Auflagen sind nur
zulässig, wenn der mit der Erfüllung der Auflagen ver-
bundene Aufwand in einem angemessenen Verhältnis
zum damit angestrebten Erfolg steht. § 7 Abs. 4 zwei-
ter Satz, 6 und 7 gilt sinngemäß.

(2) In einem Bescheid nach Abs. 1 kann dem Inhaber
der Gasanlage, soweit dies verhältnismäßig ist, auch die
Beseitigung von bereits eingetretenen Folgen, die aus
dem Betrieb der Gasanlage herrühren, vorgeschrieben
werden.

(3) Kann den Erfordernissen nach § 3 nur durch die
Vorschreibung von Auflagen entsprochen werden,
deren Verwirklichung eine wesentliche Änderung der
Gasanlage zur Folge hätte, so hat die Behörde dem In-
haber der Anlage mit Bescheid aufzutragen, innerhalb
einer angemessen festzusetzenden Frist einen Antrag
auf Erteilung einer Errichtungsbewilligung für eine ent-
sprechende Änderung der Anlage (Sanierungskonzept)
einzubringen.

(4) Ein Auftrag zur Einbringung eines Sanierungs-
konzeptes ist nur zulässig, wenn der mit der Änderung
der Gasanlage verbundene Aufwand in einem angemes-
senen Verhältnis zu dem mit der Änderung angestreb-
ten Erfolg steht.

§ 9
Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes

(1) Wird ein nach § 5 Abs. 1 bewilligungspflichtiges
Vorhaben ohne Vorliegen einer rechtskräftigen Errich-
tungsbewilligung errichtet oder wesentlich geändert,
oder wird bei der Ausführung eines Vorhabens von der
Errichtungsbewilligung abgewichen und stellt die Ab-
weichung eine wesentliche Änderung des Vorhabens dar,

so hat die Behörde demjenigen, der dies veranlasst hat,
die Fortsetzung der Arbeiten oder den weiteren Betrieb
der Gasanlage mit schriftlichem Bescheid zu untersagen.
Sucht der Verantwortliche nicht innerhalb eines Monats
nach der Untersagung nachträglich um die Errich-
tungsbewilligung an oder wird diese versagt, so hat ihm
die Behörde die Beseitigung der Gasanlage bzw. der
daran vorgenommenen Änderung und die Wiederher-
stellung des früheren Zustandes aufzutragen.

(2) Eine Untersagung nach Abs. 1 erster Satz kann
auch gegenüber dem Grundeigentümer oder dem sonst
über das Grundstück Verfügungsberechtigten verfügt
werden, sofern der Verantwortliche nicht oder nur mit
einem unverhältnismäßigen Aufwand festgestellt wer-
den kann. Auch ein Auftrag nach Abs. 1 zweiter Satz
kann in diesem Fall, oder, wenn

a) der Verantwortliche zur Erfüllung eines solchen
Auftrages rechtlich nicht imstande ist oder aus sonsti-
gen Gründen nicht zur Erfüllung verpflichtet werden
kann und

b) der Grundeigentümer oder der sonst über das
Grundstück Verfügungsberechtigte den Handlungen
entweder zugestimmt oder diese zumindest geduldet
und ihm zumutbare Abwehrmaßnahmen unterlassen
hat,

gegenüber dem Grundeigentümer oder dem sonst
über das Grundstück Verfügungsberechtigten verfügt
werden. Für die Rechtsnachfolger des Grundeigen-
tümers bzw. des sonst über das Grundstück Verfü-
gungsberechtigten gilt dies, wenn sie von der Zustim-
mung bzw. Duldung Kenntnis hatten oder bei gehöri-
ger Aufmerksamkeit haben mussten. Ersatzansprüche
des Grundeigentümers bzw. des sonst über das Grund-
stück Verfügungsberechtigten gegenüber dem Verant-
wortlichen bleiben unberührt.

(3) Im Fall einer unmittelbaren Gefahr für das Leben
oder die Gesundheit von Menschen oder für die Sicher-
heit von Sachen ist § 23 Abs. 4 anzuwenden.

§ 10
Erlöschen der Bewilligung

(1) Die Errichtungsbewilligung erlischt, wenn
a) der Inhaber der Bewilligung auf diese verzichtet,
b) der Abnahmebefund (§ 11 Abs. 1) der Behörde

nicht innerhalb von drei Jahren nach dem Eintritt der
Rechtskraft der Errichtungsbewilligung vorgelegt wird,

c) die Gasanlage stillgelegt wird,
d) der Betrieb der Gasanlage ohne Vorliegen einer

technischen Notwendigkeit durch mehr als drei Jahre
unterbrochen wird oder
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e) das Sanierungskonzept nach § 8 Abs. 3 nicht recht-
zeitig eingebracht wird.

(2) Die Behörde hat die Fristen nach Abs. 1 lit. b, d
und e auf Antrag des Bewilligungsinhabers um längstens
zwei Jahre zu verlängern, sofern sich in der Zwischen-
zeit die gasrechtlichen Vorschriften nicht derart geän-
dert haben, dass die Errichtungsbewilligung nicht mehr
erteilt werden dürfte. Dabei ist die Rechtslage im Zeit-
punkt der Einbringung des Antrags maßgebend. Die
Verlängerung der Frist ist vor ihrem Ablauf bei der Be-
hörde schriftlich zu beantragen. Durch die rechtzeitige
Einbringung des Antrags wird der Ablauf der Frist bis
zur Entscheidung darüber gehemmt.

(3) Ist die Errichtungsbewilligung erloschen, so hat
der ehemalige Inhaber der Bewilligung, soweit dies zum
Schutz der Interessen nach § 3 Abs. 1 erforderlich ist,
die Gasanlage unverzüglich zu entfernen und alle sonst
notwendigen Maßnahmen zu treffen. Kommt er dieser
Verpflichtung nicht nach, so hat ihm die Behörde diese
Maßnahmen mit Bescheid aufzutragen. § 23 Abs. 4 ist
anzuwenden.

(4) Trifft eine Verpflichtung nach Abs. 3 erster Satz
nicht den Grundeigentümer, so hat dieser die zu ihrer
Erfüllung notwendigen Maßnahmen zu dulden.

(5) Kann ein Auftrag nach Abs. 3 zweiter Satz nicht
an den Inhaber der Gasanlage gerichtet werden, so kann
er nach Maßgabe des § 9 Abs. 2 zweiter und dritter Satz
auch an den Eigentümer des Grundstückes oder den sonst
hierüber Verfügungsberechtigten gerichtet werden.

3 .  A b s c h n i t t
Abnahme, Überprüfung, 

Betrieb und Instandhaltung 
von Anlagen nach § 1 Abs. 1 lit. a

§ 11
Abnahmeprüfungen

(1) Vor der erstmaligen bestimmungsgemäßen Inbe-
triebnahme und vor der bestimmungsgemäßen Inbe-
triebnahme nach wesentlichen Änderungen von

a) Gasanlagen,
b) Zentralheizungsanlagen,
c) Anlagen zur Lagerung und Leitung flüssiger

Brennstoffe mit einem Fassungsvermögen von mehr als
100 Litern,

d) Anlagen zur Lagerung und Leitung fester Brenn-
stoffe mit automatischer Beschickung sowie

e) Kleinfeuerungen
hat der Inhaber der Anlage die im Abs. 2 genannten

Unterlagen (Abnahmebefund) einzuholen.

(2) Der Abnahmebefund hat zu enthalten:
a) im Hinblick auf sämtliche Anlagen nach Abs. 1
1. ein Anlagendatenblatt entsprechend dem mittels

Verordnung nach Abs. 6 festgelegten Vordruck,
2. eine Bestätigung darüber, dass die Anlage den auf-

grund des § 3 Abs. 1 und der Verordnungen nach § 3
Abs. 2 und 3 maßgebenden technischen Erfordernissen
entspricht und der Einbau bzw. die wesentliche Ände-
rung der Anlage ordnungsgemäß erfolgt ist,

3. sofern ein Antrag im Sinn des § 3 Abs. 5 gestellt
wurde, die Entscheidung über das Absehen von der Ein-
haltung einzelner Bestimmungen von Verordnungen
nach § 3 Abs. 2 und 3;

b) im Hinblick auf die Anlagen nach Abs. 1 lit. a bis d,
soweit nicht bereits eine Errichtungsbewilligung vor-
liegt:

1. eine technische Beschreibung der Anlage,
2. gesamthafte Grundrisspläne der von der Anlage be-

troffenen Geschossebenen im Maßstab von mindestens
1:100, aus denen die Lage der Feuerungsanlage oder des
Blockheizkraftwerks bzw. der Gasgeräte, der Brenn-
stofflagerstätten, der Brennstoffleitungen samt Einbau-
armaturen, der Brennstofffördereinrichtungen, der Zu-
und Abluftöffnungen des Aufstellungsraumes und der
Abgasanlage ersichtlich ist;

c) im Hinblick auf die Anlagen nach Abs. 1 lit. a eine
Bestätigung darüber, dass

1. bewilligungspflichtige Gasanlagen entsprechend
der Errichtungsbewilligung errichtet oder wesentlich
geändert worden sind,

2. die Dichtheit der Gasanlage einschließlich der Lei-
tungen sowie die richtige Einstellung und die ord-
nungsgemäße Funktion, insbesondere auch der Sicher-
heits- und Regeleinrichtungen, der Abgasanlagen und
der allenfalls erforderlichen Lüftungsanlagen sicherge-
stellt ist;

d) im Hinblick auf die Anlagen nach Abs. 1 lit. b:
1. einen Prüfbericht im Sinn des § 14 Abs. 3 lit. a oder

b oder bei Anlagen mit einer Nennwärmeleistung über
100 kW einen Inspektionsbericht im Sinn des § 14 Abs. 3
lit. c, wobei diese Berichte jeweils keinen Mangel aus-
weisen dürfen,

2. bei Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe eine
Bestätigung darüber, dass ein allenfalls nach § 31 Abs. 2
lit. j erforderlicher Pufferspeicher ausreichend dimen-
sioniert ist;

e) im Hinblick auf die Anlagen nach Abs. 1 lit. e eine
Bestätigung darüber, dass sie das Typenschild (§ 31) und
erforderlichenfalls das Konformitätszeichen (§ 29) tra-
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gen und dass die technische Dokumentation (§ 30) vor-
liegt;

f) im Hinblick auf die Anlagen nach Abs. 1 lit. b und e
eine Bestätigung darüber, dass das Heizsystem im Sinn
der Gesamtenergieeffizienz angemessen dimensioniert
und ordnungsgemäß installiert wurde; dies gilt nicht,
wenn ohnehin ein Inspektionsbericht nach § 14 Abs. 3
lit. c vorliegt.

(3) Zur Ausstellung der Bestätigungen und der Prüf-
bzw. Inspektionsberichte sowie zur Erstellung einer
technischen Beschreibung nach Abs. 2 sind die Prüf-
berechtigten nach § 14 Abs. 2 befugt.

(4) Der Prüfberechtigte nach Abs. 3 hat unter An-
führung des Datums der Abnahmeprüfung durch Un-
terschrift das Vorliegen des Abnahmebefundes zu be-
stätigen. Sofern die Führung eines Kehrbuchs vorge-
schrieben ist, hat diese Bestätigung im Kehrbuch zu er-
folgen.

(5) Der Inhaber einer Anlage nach Abs. 1 hat eine
Ausfertigung des Abnahmebefundes bei der Anlage auf-
zubewahren bzw., sofern die Führung eines Kehrbuchs
vorgeschrieben ist, diesem beizulegen. Eine weitere
Ausfertigung ist unverzüglich der Behörde vorzulegen.
Erst danach dürfen solche Anlagen bestimmungsgemäß
in Betrieb genommen werden.

(6) Die Landesregierung hat durch Verordnung
nähere Bestimmungen über die Durchführung und Ein-
zelheiten der Abnahmeprüfung zu erlassen. Dabei ist
jedenfalls der Vordruck eines Anlagendatenblattes fest-
zulegen. Zudem können in dieser Verordnung insbe-
sondere die bei der Abnahmeprüfung anzuwendenden
Prüfverfahren und -bedingungen sowie die Verwendung
weiterer Vordrucke festgelegt werden.

§ 12
Rechte und Pflichten 

der Gasversorgungsunternehmen

(1) Gasversorgungsunternehmen dürfen Gasanlagen
zum bestimmungsgemäßen Betrieb erst versorgen,
wenn ein Abnahmebefund nach § 11 Abs. 1 vorliegt. Sie
sind befugt, die von ihnen versorgten Gasanlagen zu
überprüfen. Dabei kommen ihnen die Befugnisse nach
§ 4 Abs. 1 und § 14 Abs. 6 zu.

(2) Gasversorgungsunternehmen haben innerhalb
eines Monats nach der Aufnahme der Lieferung von Gas
den örtlich zuständigen Feuerwehrkommandanten da-
von schriftlich zu verständigen.

(3) Gasversorgungsunternehmen haben die Liefe-
rung von Gas sofort einzustellen, wenn wegen des Aus-
strömens von Gas oder einer Fehlfunktion der Gasan-

lage eine unmittelbare Gefahr für das Leben oder die
Gesundheit von Menschen oder für die Sicherheit von
Sachen besteht und der Inhaber der Gasanlage die zu
ihrer Beseitigung erforderlichen Maßnahmen nicht so-
fort vornimmt oder vornehmen lässt. Das Gasversor-
gungsunternehmen hat die Behörde unverzüglich davon
zu verständigen.

§ 13
Betriebs- und Instandhaltungs-

vorschriften, behördliche Aufsicht

(1) Die Inhaber von Anlagen nach § 1 Abs. 1 lit. a
haben dafür zu sorgen, dass die Anlagen entsprechend
diesem Gesetz und den hierzu erlassenen Verordnungen
und Entscheidungen betrieben und instand gehalten
werden.

(2) Die behördliche Aufsicht dient der Überprüfung
der Einhaltung der Verpflichtungen nach Abs. 1. Hier-
für stehen der Behörde die Befugnisse nach § 4 zu.

§ 14
Wiederkehrende Überprüfungen

(1) Der Inhaber einer Anlage hat, sofern in einer Ver-
ordnung nach Abs. 7 nicht abweichende Fristen festge-
legt sind,

a) Gasanlagen spätestens alle zwei Jahre daraufhin
überprüfen zu lassen, ob sie den sicherheitstechnischen
und brandschutztechnischen Anforderungen und gege-
benenfalls der Errichtungsbewilligung entsprechen;

b) automatisch beschickte Zentralheizungsanlagen
für feste Brennstoffe alle zwei Jahre daraufhin überprü-
fen zu lassen, ob sie den sicherheitstechnischen und
brandschutztechnischen Anforderungen genügen;

c) Feuerungsanlagen und Blockheizkraftwerke nach
Maßgabe des § 15 wiederkehrend einer einfachen bzw.
umfassenden Prüfung unterziehen zu lassen;

d) bei Anlagen zur Lagerung und Leitung flüssiger
Brennstoffe mit einem Fassungsvermögen von mehr als
1000 l die Funktionsfähigkeit der Überwachungsein-
richtung (Überfüllsicherung) und im Fall, dass der
Brennstofflagerbehälter im Erdreich verlegt ist, weiters
die Funktionsfähigkeit der Leckwarneinrichtung ent-
sprechend den Geräteherstellerangaben, mindestens
jedoch alle sechs Jahre, überprüfen zu lassen; ist ein sol-
cher Brennstofflagerbehälter mit einer Flüssigkeitsleck-
warneinrichtung ausgestattet, so ist die Anlage davon
abweichend entsprechend den Geräteherstellerangaben,
mindestens jedoch alle drei Jahre, auf die Funktionsfä-
higkeit der Leckwarneinrichtung überprüfen zu lassen;

e) Zentralheizungsanlagen mit Heizkessel einer In-
spektion nach Maßgabe des § 16 unterziehen zu lassen.
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(2) Zur Durchführung der Überprüfungen sind be-
rechtigt:

a) hinsichtlich der Anlagen nach Abs. 1 lit. a, b, d und e
sowie hinsichtlich der einfachen Überprüfung der An-
lagen nach Abs. 1 lit. c die Prüfberechtigten nach § 32
Abs. 1, hinsichtlich der Gasanlagen überdies Gasver-
sorgungsunternehmen, denen Prüfberechtigte nach § 32
Abs. 1 lit. d zur Verfügung stehen,

b) hinsichtlich der umfassenden Überprüfung der
Anlagen nach Abs. 1 lit. c die Prüfberechtigten nach
§ 32 Abs. 1 lit. a sowie die Prüfberechtigten nach § 32
Abs. 1 lit. b bis e, wenn sie die Voraussetzungen nach
§ 34 des Emissionsschutzgesetzes für Kesselanlagen er-
füllen.

(3) Die Prüfberechtigten nach Abs. 2 haben das Er-
gebnis der nach Abs. 1 durchgeführten Überprüfung

a) hinsichtlich der Anlagen nach Abs. 1 lit. a, b und d
in einem nach den Regeln der Technik zu erstellenden
Prüfbericht,

b) hinsichtlich der Anlagen nach Abs. 1 lit. c
1. im Fall einer einfachen Prüfung in einem dem mit

Verordnung nach Abs. 7 jeweils vorgeschriebenen Vor-
druck entsprechenden Prüfbericht,

2. im Fall einer umfassenden Prüfung in einem nach
den Regeln der Technik zu erstellenden Prüfbericht,

c) hinsichtlich der Anlagen nach Abs. 1 lit. e in einem
nach den Regeln der Technik zu erstellenden Inspek-
tionsbericht, der jedenfalls Empfehlungen für kosten-
effiziente Verbesserungen der Gesamtenergieeffizienz
der kontrollierten Anlage enthalten muss und in dem
auch Änderungen, deren Auswirkungen mehr als
20 v. H. bezogen auf die Gebäudegesamtheizlast betra-
gen, zu dokumentieren sind,

einzutragen.
(4) Ergeben sich bei der Überprüfung Mängel, so sind

diese unter Setzung einer angemessenen, der Art des
Mangels entsprechenden, höchstens jedoch vierwöchi-
gen Frist für deren Behebung gleichfalls in den Prüf-
bzw. Inspektionsbericht einzutragen. Bei emissions-
technischen Mängeln verlängert sich die Frist

a) auf höchstens zwei Jahre, wenn für die Sanierung
die Anlage ganz oder ein wesentlicher Bauteil davon er-
neuert werden muss;

b) auf höchstens fünf Jahre, wenn
1. die Emissionsgrenzwerte um nicht mehr als

100 v. H. und die Abgasverluste um nicht mehr als
20 v. H. überschritten werden und

2. für die Sanierung die Anlage ganz oder ein we-
sentlicher Bauteil davon erneuert werden muss.

(5) Die Eintragungen nach den Abs. 3 und 4 sind vom
Prüfberechtigten unter Anführung des Datums und der
Art der Überprüfung durch Unterschrift zu bestätigen.
Der Prüf- bzw. Inspektionsbericht ist dem Inhaber der
Anlage auszuhändigen, von diesem bei der Anlage auf-
zubewahren und auf Verlangen der Überwachungsstelle
oder der zuständigen Behörde vorzulegen. Sofern die
Führung eines Kehrbuchs vorgeschrieben ist, ist der
Prüf- bzw. Inspektionsbericht diesem beizulegen.

(6) Werden Mängel festgestellt, die eine unmittelbare
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Men-
schen oder für die Sicherheit von Sachen bewirken kön-
nen, so haben die Prüfberechtigten nach Abs. 2 die zu
ihrer Beseitigung unerlässlichen Maßnahmen sofort zu
setzen sowie die Behörde schriftlich und gegebenenfalls
das Gasversorgungsunternehmen auf geeignete Weise
davon zu verständigen. Der Inhaber der Anlage hat die
Durchführung dieser Maßnahmen zu dulden.

(7) Die Landesregierung hat durch Verordnung
nähere Bestimmungen über die Durchführung der
wiederkehrenden Überprüfungen zu erlassen. Dabei ist
jedenfalls für Feuerungsanlagen und Blockheizkraft-
werke die Verwendung bestimmter Vordrucke vorzu-
schreiben. Zudem können in dieser Verordnung insbe-
sondere die bei diesen Überprüfungen anzuwendenden
Prüfverfahren und -bedingungen festgelegt, die Ver-
wendung weiterer Vordrucke vorgeschrieben und die
Überprüfungsfristen, soweit dies im Hinblick auf die
Gewährleistung eines ordnungsgemäßen Betriebes der
Anlage vertretbar bzw. erforderlich ist, abweichend von
den Bestimmungen dieses Gesetzes verlängert bzw. ver-
kürzt werden.

§ 15
Einfache und umfassende 

Überprüfung von Feuerungsanlagen 
und Blockheizkraftwerken

(1) Im Rahmen von wiederkehrenden Überprüfun-
gen von Feuerungsanlagen und Blockheizkraftwerken
nach § 14 Abs. 1 lit. c ist, soweit dies im Hinblick auf
die Beschaffenheit der jeweiligen Anlage in Betracht
kommt, zu kontrollieren:

a) die Funktion der Abgasklappe,
b) die Dichtheit des Heizkessels einschließlich der

Verschlüsse,
c) die Verbrennungsluft (ausreichende Luftzufuhr,

Funktion des Ventilators im Verbrennungsluftraum und
dergleichen),

d) die Funktion des Zugreglers bzw. der Explosions-
klappe,
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e) der Förderdruck im Fang,
f) die Heizflächen und Rostfunktion (bei Festbrenn-

stoffheizungen),
g) die Brennstoffe (Sichtprüfung, erforderlichenfalls

Probeentnahme),
h) ob wesentliche technische Änderungen vorge-

nommen worden sind und ob die Anlage die sicherheits-
sowie brandschutztechnischen Anforderungen erfüllt,

i) bei Zentralheizungsanlagen mit Heizkesseln mit
einer Nennwärmeleistung von über 20 kW und höchs-
tens 100 kW

1. ob der Heizkessel im Verhältnis zur Gebäudege-
samtheizlast um mehr als 50 v. H. überdimensioniert ist,
ohne dass ein ausreichend dimensionierter Pufferspei-
cher besteht, und

2. ob ein spezifischer Heizenergieverbrauch von über
200 kWh/m² und Jahr bzw. bei getrennter Warmwas-
serbereitung von über 175 kWh/m² und Jahr vorliegt.

(2) Soweit für Feuerungsanlagen und Blockheiz-
kraftwerke keine umfassende Überprüfung nach Abs. 3
durchzuführen ist, sind diese einer einfachen Überprü-
fung zu unterziehen. Die einfache Überprüfung hat zu
erfolgen:

a) mindestens alle vier Jahre
1. bei Gasfeuerungsanlagen mit einer Nennwärme-

leistung von unter 26 kW und
2. bei Warmwasserbereitern mit einer Nennwärme-

leistung von unter 26 kW, sofern diese mit standardi-
sierten biogenen oder fossilen Brennstoffen betrieben
werden;

b) alle zwei Jahre
1. bei Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleis-

tung von unter 50 kW, sofern diese mit standardisierten
biogenen oder fossilen Brennstoffen betrieben werden,

2. bei Warmwasserbereitern mit einer Nennwärme-
leistung von unter 26 kW, sofern diese mit nicht stan-
dardisierten biogenen Brennstoffen betrieben werden,
und

3. bei Warmwasserbereitern mit einer Nennwärme-
leistung ab 26 kW, sofern diese mit standardisierten bio-
genen oder fossilen Brennstoffen betrieben werden;

c) jährlich
1. bei Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleis-

tung von unter 50 kW, sofern diese mit nicht standardi-
sierten biogenen Brennstoffen betrieben werden,

2. bei Warmwasserbereitern mit einer Nennwärme-
leistung ab 26 kW, sofern diese mit nicht standardisier-
ten biogenen Brennstoffen betrieben werden,

3. bei Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleis-
tung ab 50 kW und

4. bei Blockheizkraftwerken.
(3) Eine umfassende Überprüfung ist
a) spätestens innerhalb von vier Wochen nach der

Inbetriebnahme von
1. Kleinfeuerungen, die mit nicht standardisierten

biogenen Brennstoffen betrieben werden,
2. Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleistung

von über 400 kW und
3. Blockheizkraftwerken;
b) alle fünf Jahre bei Feuerungsanlagen und Block-

heizkraftwerken mit einer Brennstoffwärmeleistung
von 1 MW bis höchstens 2 MW;

c) alle drei Jahre bei Feuerungsanlagen und Block-
heizkraftwerken mit einer Brennstoffwärmeleistung
von über 2 MW

durchzuführen.
Eine umfassende Überprüfung ersetzt eine sonst er-

forderliche einfache Überprüfung nach Abs. 2.
(4) Bei der einfachen Überprüfung sind die Emis-

sionsmessungen in dem Betriebszustand durchzufüh-
ren, in dem die Anlage vorwiegend betrieben wird. Die
Durchführung der Emissionsmessung hat entsprechend
den Regeln der Technik für eine einfache Überprüfung
zu erfolgen. Dabei sind der CO-Gehalt, der CO2- oder
O2-Gehalt, die Verbrennungsluft- und Abgastempera-
turen, die Kesseltemperatur, der Förderdruck im Fang
und der Abgasverlust zu bestimmen. Bei Feuerungsan-
lagen für flüssige Brennstoffe ist zusätzlich die Rußzahl
zu bestimmen, bei Blockheizkraftwerken der CO- und
der NOx-Gehalt.

(5) Bei der einfachen Überprüfung gilt die Anlage
hinsichtlich des Wertes für den Abgasverlust als für den
weiteren Betrieb geeignet, wenn das gerundete Mess-
ergebnis den durch Verordnung nach § 3 Abs. 3 festge-
legten Grenzwert nicht überschreitet. Der CO- und der
NOx-Emissionsgrenzwert gilt als eingehalten, wenn der
unter Berücksichtigung der Fehlergrenze des Messver-
fahrens ermittelte Beurteilungswert den Emissions-
grenzwert nicht überschreitet.

(6) Bei der umfassenden Überprüfung sind die Emis-
sionsmessungen nach den Regeln der Technik durchzu-
führen, wobei jeweils sämtliche in Frage kommenden
Parameter zu überprüfen sind. Bei der erstmaligen Über-
prüfung hat die Messung in zwei Laststufen, nämlich im
Bereich der kleinsten Leistung und im Bereich der
Nennwärmeleistung, zu erfolgen. Bei der wiederkeh-
renden Überprüfung sind die Messungen in dem Be-
triebszustand durchzuführen, in dem die Anlage vor-
wiegend betrieben wird. Die Emissionsmessungen sind
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an einer repräsentativen Entnahmestelle im Abgaskanal
vorzunehmen. Innerhalb eines Zeitraums von drei Stun-
den sind drei Messwerte als Halbstundenmittelwerte zu
bilden.

(7) Bei der umfassenden Überprüfung gilt der durch
Verordnung nach § 3 Abs. 3 festgelegte Emissions-
grenzwert als eingehalten, wenn unter Berücksichtigung
der Fehlergrenze des Messverfahrens keiner der Halb-
stundenmittelwerte den maßgeblichen Emissions-
grenzwert überschreitet. Hinsichtlich des Wertes für
den Abgasverlust gilt die Anlage als für den weiteren
Betrieb geeignet, wenn das gerundete Messergebnis den
Grenzwert nicht überschreitet.

(8) Von der Überprüfung, ob beim bestimmungsge-
mäßen Betrieb der Anlage die höchstzulässigen Abgas-
verluste und die Emissionsgrenzwerte eingehalten wer-
den, ausgenommen sind:

a) Anlagen, die nur als Ausfallreserve dienen oder
nicht mehr als 250 Stunden pro Jahr betrieben werden
(Betriebsstunden der Verbrennungseinrichtung); das
Vorliegen dieser Voraussetzung ist alle zwei Jahre vom
Inhaber der Anlage zu kontrollieren und zu dokumen-
tieren,

b) Anlagen in Objekten, die an keine öffentliche
Stromversorgung angeschlossen sind und nur mit einem
unverhältnismäßig hohen Aufwand an eine öffentliche
Stromversorgung angeschlossen werden könnten (iso-
lierte Lagen),

c) Raumheizgeräte,
d) bestehende Anlagen, bei denen eine Messöffnung

nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand ein-
gebaut werden könnte.

§ 16
Inspektion von Zentralheizungsanlagen

(1) Zentralheizungsanlagen mit Heizkesseln sind
a) bei einer Nennwärmeleistung von über 100 kW

innerhalb der im Anhang 1 festgelegten Fristen erstma-
lig und dann bei Gasheizkesseln alle vier Jahre, ansons-
ten alle zwei Jahre wiederkehrend,

b) bei einer Nennwärmeleistung von über 20 kW bis
höchstens 100 kW dann, wenn zumindest eines der Kri-
terien nach § 15 Abs. 1 lit. i Z. 1 und 2 erfüllt ist,

einer Inspektion nach dem Stand der Technik, insbe-
sondere zur Überprüfung der heizungsanlagentechni-
schen Erfordernisse der Energieeffizienz, zu unterziehen.

(2) Die Inspektion nach Abs. 1 lit. b muss bei Maß-
nahmen, die zu einer wesentlichen Änderung an der be-
treffenden Heizungsanlage oder an der Gebäudege-
samtheizlast (z. B. räumliche Erweiterung) führen, neu-

erlich durchgeführt werden.

§ 17
Außerordentliche Überprüfung

Sind beim Betrieb einer Feuerungsanlage oder eines
Blockheizkraftwerkes Emissionen gegeben, die Zweifel
an der einwandfreien Funktion der Anlage aufkommen
lassen, so hat der Inhaber der Anlage diese unverzüglich
einer außerordentlichen Überprüfung zu unterziehen.
Der Umfang dieser Überprüfung hat zumindest der ein-
fachen Überprüfung nach § 15 zu entsprechen.

§ 18
Kontinuierliche Überwachung

Feuerungsanlagen und Blockheizkraftwerke von
über 10 MW Brennstoffwärmeleistung sind vom Inha-
ber der Anlage kontinuierlich hinsichtlich ihrer Emis-
sionskonzentrationen zu überwachen. Hierfür gilt die
Feuerungsanlagen-Verordnung sinngemäß.

§ 19
Aufgaben der Überwachungsstelle

Die Überwachungsstelle hat anlässlich der dem Ab-
lauf der Überprüfungsfristen nach den §§ 14, 15 und 16
jeweils erstfolgenden Reinigung oder Überprüfung der
Anlage nach § 10 oder § 14 Abs. 2 der Tiroler Feuerpo-
lizeiordnung 1998 durch Einsicht in das Kehrbuch fest-
zustellen, ob die jeweils erforderlichen Überprüfungen
durchgeführt wurden. Wurde eine Überprüfung nicht
durchgeführt, so hat die Überwachungsstelle dies im
Kehrbuch zu vermerken und weiters den Inhaber der
Anlage auf die Überprüfungspflicht hinzuweisen. An-
lässlich der nächstfolgenden Reinigung oder Überprü-
fung der Anlage hat die Überwachungsstelle durch Ein-
sicht in das Kehrbuch festzustellen, ob die erforderliche
Überprüfung nachgeholt wurde. Ist dies nicht der Fall,
so hat sie die Behörde davon unverzüglich schriftlich zu
verständigen. Die Behörde hat daraufhin die Überprü-
fung auf Kosten des Inhabers der Anlage unverzüglich
von Amts wegen nachzuholen.

§ 20
Datensammlung

Die Landesregierung hat durch Verordnung nähere
Bestimmungen über eine verpflichtende automations-
unterstützte Sammlung der im Rahmen der Inbetrieb-
nahme und der wiederkehrenden Prüfungen von Anla-
gen nach § 1 Abs. 1 lit. a erhobenen Daten sowie über
die zur Erfüllung der in diesem Gesetz geregelten Auf-
gaben erforderlichen Zugriffsberechtigungen auf diese
zu erlassen.
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§ 21
Behebung von Mängeln

(1) Der Inhaber einer Anlage nach § 1 Abs. 1 lit. a ist
verpflichtet, an der Anlage auftretende Mängel, auf-
grund derer diese den aufgrund des § 3 Abs. 1 oder der
Verordnungen nach § 3 Abs. 2 und 3 maßgebenden tech-
nischen Erfordernissen nicht entspricht, unverzüglich
zu beheben oder beheben zu lassen.

(2) Wurde ein Mangel bei einer Überprüfung nach
§ 14 Abs. 1 festgestellt, so hat derjenige, der die Über-
prüfung durchgeführt hat, nach dem Ablauf der nach
§ 14 Abs. 4 gesetzten Frist zu überprüfen, ob der Man-
gel behoben worden ist. Das Ergebnis der Überprüfung
ist im jeweiligen Prüf- bzw. Inspektionsbericht nach
§ 14 Abs. 3 einzutragen. § 14 Abs. 5 gilt sinngemäß.
Wurde der Mangel nicht oder nicht ordnungsgemäß be-
hoben, so ist die Behörde davon unverzüglich schrift-
lich zu verständigen.

(3) Erlangt die Behörde aufgrund einer Verständi-
gung nach Abs. 2 oder auf sonstige Weise von einem
Mangel Kenntnis, so hat sie dem Inhaber der Anlage des-
sen Behebung innerhalb einer angemessen festzuset-
zenden Frist oder, wenn Interessen nach § 3 Abs. 1 dies
erfordern, dessen sofortige Behebung aufzutragen.
Nach dem Ablauf dieser Frist hat die Behörde zu prü-
fen, ob dem Auftrag entsprochen worden ist.

§ 22
Außerbetriebnahme von Anlagen

(1) Der Inhaber einer Anlage nach § 1 Abs. 1 lit. a ist
verpflichtet, diese sofort außer Betrieb zu nehmen, wenn

a) die Betriebssicherheit der Anlage nicht mehr ge-
geben ist, oder

b) beim bestimmungsgemäßen Betrieb der Anlage die
höchstzulässigen Abgasverluste oder Emissionsgrenz-
werte überschritten werden und eine Frist nach § 14
Abs. 4 lit. a oder b bereits verstrichen ist.

(2) Die Anlage darf erst wieder in Betrieb genommen
werden, nachdem die Behebung der Mängel durch einen
Prüfberechtigten nach § 14 Abs. 2 überprüft und bestä-
tigt wurde. Das Ergebnis der Überprüfung ist im jewei-
ligen Prüf- bzw. Inspektionsbericht nach § 14 Abs. 3 ein-
zutragen. § 14 Abs. 5 gilt sinngemäß.

§ 23
Untersagung des Betriebes,  Außerbetrieb-

setzung und Beseitigung von Anlagen

(1) Die Behörde hat, soweit im § 9 nichts anderes be-
stimmt ist, dem Inhaber einer Anlage nach § 1 Abs. 1
lit. a deren Betrieb mit schriftlichem Bescheid zu unter-

sagen, wenn
a) die Anlage entgegen § 11 Abs. 5 dritter Satz in Be-

trieb genommen wurde,
b) einem Auftrag nach § 21 Abs. 3 nicht oder nicht

ordnungsgemäß entsprochen wurde oder
c) die Anlage entgegen dem § 22 betrieben wird.
(2) Werden in einer Anlage nach § 1 Abs. 1 lit. a Z. 2

andere als die aufgrund der Verordnung nach § 3 Abs. 3
zulässigen Brenn- bzw. Kraftstoffe gelagert, so hat die
Behörde dem Inhaber der Anlage die Beseitigung dieser
Brenn- bzw. Kraftstoffe aufzutragen und ihm gleichzei-
tig den Betrieb der dazugehörigen Anlage zu untersagen.

(3) Die Behörde hat eine Entscheidung nach Abs. 1
oder 2 aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für ihre
Erlassung nicht mehr vorliegen.

(4) Bei Gefahr im Verzug kann die Behörde auf Ge-
fahr und Kosten des Inhabers der Anlage durch Aus-
übung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt Anla-
gen außer Betrieb setzen, unzulässig gelagerte Brenn-
bzw. Kraftstoffe beseitigen und alle sonstigen zur Ge-
fahrenabwehr erforderlichen Maßnahmen durchführen.
Die Behörde hat solche Maßnahmen aufzuheben, wenn
diese zur Gefahrenabwehr nicht weiterhin erforderlich
sind.

(5) Liegen Mängel im Sinn des § 21 Abs. 1 vor, deren
Behebung technisch nicht möglich oder wirtschaftlich
nicht vertretbar ist, so hat die Behörde dem Inhaber der
Anlage die Beseitigung der Anlage oder der entspre-
chenden Teile der Anlage innerhalb einer angemessen
festzusetzenden Frist aufzutragen.

4 .  A b s c h n i t t
Errichtung, Betrieb und 

Instandhaltung von Klimaanlagen

§ 24
Abnahmeprüfung, Betriebs- und Instand-

haltungsvorschriften, behördliche Aufsicht

(1) Vor der erstmaligen bestimmungsgemäßen Inbe-
triebnahme und vor der bestimmungsgemäßen Inbe-
triebnahme nach wesentlichen Änderungen von Kli-
maanlagen hat der Inhaber der Anlage eine Bestätigung
über die Erfüllung der Erfordernisse der Energieeffi-
zienz (Abnahmebefund) einzuholen. § 11 Abs. 3 bis 6
gilt sinngemäß.

(2) Die Inhaber von Klimaanlagen haben dafür zu sor-
gen, dass die Anlagen entsprechend diesem Gesetz und
den hierzu erlassenen Verordnungen betrieben und in-
stand gehalten werden.

(3) Die behördliche Aufsicht dient der Überprüfung
der Einhaltung der Verpflichtungen nach den Abs. 1
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und 2. Hierfür stehen der Behörde die Befugnisse nach
§ 4 zu.

§ 25
Wiederkehrende Überprüfung

(1) Klimaanlagen sind vom Inhaber der Anlage alle
fünf Jahre, gerechnet vom Baujahr an, auf ihren Wir-
kungsgrad und weiters daraufhin überprüfen zu lassen,
ob die Dimensionierung der Anlage dem Kühlbedarf des
Gebäudes entspricht.

(2) Die Überprüfungen nach Abs. 1 sind jeweils
innerhalb eines Jahres durchzuführen. Die gänzliche
oder teilweise Inanspruchnahme dieser Frist verlängert
die Überprüfungsfrist nicht.

(3) Die Prüfberechtigten haben den Inhaber der An-
lage erforderlichenfalls über mögliche Verbesserungen
an der Anlage, über deren Austausch oder über Alter-
nativlösungen zu beraten.

(4) Die Durchführung der Überprüfungen nach
Abs. 1 hat anhand einschlägiger technischer Normen zu
erfolgen.

(5) Zur Durchführung von Überprüfungen nach
Abs. 1 sind die Prüfberechtigten nach § 32 Abs. 1 be-
fugt.

(6) Die Prüfberechtigten haben über das Ergebnis der
Überprüfung einen Prüfbericht zu erstellen. Der Prüf-
bericht ist dem Inhaber der Anlage zu übergeben und
von diesem dauerhaft zu verwahren.

(7) Hinsichtlich der Sammlung der in den Prüfbe-
richten erhobenen Daten gilt § 20 sinngemäß.

(8) Ergeben sich bei der Überprüfung offenkundige
Mängel, so ist von den Prüfberechtigten eine angemes-
sene Frist für deren Behebung zu setzen. Derjenige, der
die Überprüfung vorgenommen hat, hat nach dem Ab-
lauf der gesetzten Frist zu überprüfen, ob der Mangel
behoben worden ist. Wurde der Mangel nicht ord-
nungsgemäß behoben, so ist die Behörde unverzüglich
schriftlich zu verständigen. Die §§ 21 Abs. 3 und 23
Abs. 1 lit. b, 3, 4 und 5 gelten sinngemäß.

5 .  A b s c h n i t t
Inverkehrbringen 

von Kleinfeuerungen

§ 26
Voraussetzungen, 

behördliche Aufsicht

(1) Kleinfeuerungen und Bauteile von Kleinfeuerun-
gen dürfen nur in Verkehr gebracht werden, wenn sie

a) die im Anhang 2 festgelegten Emissionsgrenz-
werte, bei Bauteilen in Kombination mit den in der tech-

nischen Dokumentation angegebenen Kesseln oder
Brennern, nicht überschreiten,

b) mit Ausnahme der im Abs. 2 genannten Arten von
Kleinfeuerungen mindestens die im Anhang 3 festge-
legten Wirkungsgrade, bei Bauteilen in Kombination mit
den in der technischen Dokumentation angegebenen
Kesseln oder Brennern, aufweisen und

c) das Typenschild (§ 31) tragen und der Prüfbericht
(§ 27) und die technische Dokumentation (§ 30) vor-
liegen.

(2) Zentralheizungsanlagen, Niedertemperatur-Zen-
tralheizungsanlagen und Brennwertgeräte für flüssige
und gasförmige Brennstoffe und Bauteile solcher Anla-
gen mit einer Brennstoffwärmeleistung von mindes-
tens 4 und höchstens 400 kW dürfen nur in Verkehr ge-
bracht werden, wenn sie

a) die Voraussetzungen nach Abs. 1 lit. a und c erfül-
len, in Bezug auf den Prüfbericht jedoch nur hinsicht-
lich der Einhaltung der Emissionsgrenzwerte,

b) die im Anhang 4 festgelegten Wirkungsgrade, bei
Bauteilen in Kombination mit den in der Konformitäts-
erklärung (§ 28) oder in der technischen Dokumenta-
tion (§ 30) angegebenen Kesseln oder Brennern, auf-
weisen und

c) das Konformitätszeichen (§ 29) tragen.
Dies gilt nicht für Warmwasserbereitungsanlagen und

für Kleinfeuerungen mit einer Nennleistung von weni-
ger als 6 kW, die der Versorgung eines Warmwasser-
speichersystems mit Schwerkraftumlauf dienen.

(3) Die Vollziehung des 5. Abschnittes obliegt der
Landesregierung. Ihr stehen zur Überwachung des In-
verkehrbringens von Kleinfeuerungen und von Bautei-
len von Kleinfeuerungen die Befugnisse nach § 4 zu.
Diese beziehen sich insbesondere auch auf Betriebe, in
denen Kleinfeuerungen hergestellt oder zum Zweck des
Inverkehrbringens gelagert oder bereitgehalten werden.

(4) Werden Kleinfeuerungen oder Bauteile von Klein-
feuerungen entgegen dem Abs. 1 oder 2 in Verkehr ge-
bracht, so hat die Landesregierung das weitere Inver-
kehrbringen derselben mit Bescheid zu untersagen.
Wurde auf Kleinfeuerungen oder Bauteilen von Klein-
feuerungen das Konformitätszeichen unzulässigerweise
angebracht, so ist weiters jedem, der die betreffenden
Kleinfeuerungen oder Bauteile davon in Verkehr bringt,
die Entfernung des Konformitätszeichens aufzutragen.

§ 27
Prüfbericht, sonstige Nachweise

(1) Die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte und der
Wirkungsgrade nach den Anhängen 2 und 3 ist, soweit
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in den Abs. 4 und 5 nichts anderes bestimmt ist, durch
den Prüfbericht einer benannten Stelle nachzuweisen.
Der Prüfbericht hat eine zusammenfassende Beurtei-
lung, dass die beschriebene Kleinfeuerung diese Anfor-
derungen erfüllt, zu enthalten.

(2) Die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte und
Wirkungsgrade ist unter den im Anhang 5 festgelegten
Prüfbedingungen zu prüfen.

(3) Bei Serienprodukten genügt die Vorlage eines
Prüfberichtes für ein Erzeugnis der jeweiligen Serie.

(4) Wird die Ausstellung eines Prüfberichtes von zwei
benannten Stellen verweigert, so hat die Landesregie-
rung auf Antrag des Herstellers der Kleinfeuerung oder
seines Vertreters mit Bescheid festzustellen, ob die
Emissionsgrenzwerte und die Wirkungsgrade nach den
Anhängen 2 und 3 eingehalten werden. Eine Entschei-
dung, mit der die Einhaltung dieser Anforderungen fest-
gestellt wird, gilt als Prüfbericht.

(5) Für ortsfest gesetzte Kleinfeuerungen gilt der
Nachweis der Einhaltung der Emissionsgrenzwerte und
der Wirkungsgrade nach den Anhängen 2 und 3 als er-
bracht, wenn derjenige, der die Kleinfeuerung in Ver-
kehr bringt,

a) in der technischen Dokumentation bestätigt, dass
die Abmessungen und die Ausführung jener Teile der
Anlage, die für die Erfüllung der Anforderungen nach
den Anhängen 2 und 3 wesentlich sind, mit denen einer
Anlage übereinstimmen, für die ein Prüfbericht vorliegt,
oder

b) in der technischen Dokumentation unter Zugrun-
delegung der Berechnung und des Bauplanes der Anlage
bestätigt, dass diese einer für die Planung und den Bau
solcher Anlagen als geeignet anerkannten technischen
Richtlinie entspricht; eine technische Richtlinie erfüllt
diese Voraussetzung, wenn Untersuchungen einer be-
nannten Stelle ergeben haben, dass gemäß dieser Richt-
linie geplante und gesetzte Anlagen den Anforderungen
nach den Anhängen 2 und 3 entsprechen.

§ 28
Konformitätsnachweisverfahren

(1) Bei Kleinfeuerungen oder Bauteilen von Klein-
feuerungen im Sinn des § 26 Abs. 2 ist die Einhaltung
der Wirkungsgrade nach Anhang 4 durch die Baumus-
terprüfung und die Konformitätserklärung nachzuwei-
sen.

(2) Die Baumusterprüfung ist jener Teil des Konfor-
mitätsnachweisverfahrens, in dem eine benannte Stelle
prüft, feststellt und bescheinigt, ob ein für die Produk-
tion repräsentatives Baumuster der betreffenden Klein-

feuerung oder eines Bauteiles derselben den Wirkungs-
gradanforderungen entspricht.

(3) Der Antrag auf Baumusterprüfung ist vom Her-
steller bei einer benannten Stelle einzubringen. Der Her-
steller kann sich eines in einem EU-Mitgliedstaat oder
Vertragsstaat des EWR-Abkommens oder der Schweiz
ansässigen Vertreters bedienen.

(4) Entspricht das Baumuster den Wirkungsgradan-
forderungen, so hat die benannte Stelle dem Antragstel-
ler eine EG-Baumusterprüfbescheinigung auszustellen.

(5) Wird die Ausstellung einer EG-Baumusterprüf-
bescheinigung von zwei benannten Stellen verweigert,
so hat die Landesregierung auf Antrag des Herstellers
der Kleinfeuerung oder seines Vertreters mit Bescheid
festzustellen, ob die Wirkungsgrade nach Anhang 4 ein-
gehalten werden. Eine Entscheidung, mit der die Ein-
haltung der Wirkungsgradanforderungen festgestellt
wird, gilt als EG-Baumusterprüfbescheinigung.

(6) Die Konformitätserklärung ist jener Teil des Kon-
formitätsnachweisverfahrens, in dem der Hersteller
oder sein Vertreter sicherstellt und erklärt, dass die be-
treffenden Kleinfeuerungen oder Bauteile von Klein-
feuerungen der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung
beschriebenen Bauart entsprechen.

(7) Für das Verfahren der Baumusterprüfung, für die
der Baumusterprüfung zugrunde zu legenden techni-
schen Unterlagen, für die EG-Baumusterprüfbescheini-
gung, für die Informationspflichten der benannten Stel-
len sowie für die Verfahren der Konformitätserklärung,
die dabei gegebenenfalls anzuwendenden Qualitätssi-
cherungssysteme, die Überwachung der Anwendung
dieser Systeme und die den benannten Stellen dabei zu-
kommenden Aufgaben gelten die näheren Bestimmun-
gen nach Anhang 6.

§ 29
Konformitätskennzeichnung

(1) Die EG-Baumusterprüfbescheinigung und die
Konformitätserklärung berechtigen den Hersteller oder
seinen Vertreter, an der Kleinfeuerung oder an den ent-
sprechenden Bauteilen einer Kleinfeuerung das Kon-
formitätszeichen anzubringen. Das Konformitätszei-
chen ist in dauerhafter sowie in gut sicht- und lesbarer
Form anzubringen.

(2) Das Konformitätszeichen besteht aus dem im
Anhang 7 dargestellten CE-Zeichen und den beiden
letzten Ziffern der Jahreszahl des Jahres, in dem die
Kennzeichnung angebracht wurde.

(3) Mit dem Konformitätszeichen wird die Konfor-
mität der Kleinfeuerung bzw. der entsprechenden Bau-
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teile einer Kleinfeuerung mit den Wirkungsgradanfor-
derungen nach Anhang 4 bescheinigt. Bei gasbetriebe-
nen Kleinfeuerungen wird dies mit der CE-Kennzeich-
nung nach § 27 der Gasgeräte-Sicherheitsverordnung
bescheinigt.

(4) Auf Kleinfeuerungen und Bauteilen von Klein-
feuerungen dürfen keine Kennzeichnungen angebracht
werden, die hinsichtlich ihrer Bedeutung oder graphi-
schen Gestaltung mit dem Konformitätszeichen ver-
wechselt werden könnten.

§ 30
Technische Dokumentation

(1) Kleinfeuerungen ist eine technische Dokumenta-
tion in deutscher Sprache beizugeben. Diese hat zu ent-
halten:

a) die Betriebsvorschriften,
b) die Art des Nachweises der Emissionsgrenzwerte

und Wirkungsgrade unter Anführung der benannten
Stelle, die nach § 27 Abs. 1 den Prüfbericht erstellt oder
nach § 28 die Baumusterprüfung durchgeführt hat, so-
wie die Nummer und das Datum des Prüfberichtes
bzw. des Konformitätsnachweises,

c) die Emissionswerte und Wirkungsgrade,
d) bei händisch beschickten Kleinfeuerungen gege-

benenfalls den Hinweis, dass diese nur mit einem Puf-
ferspeicher betrieben werden dürfen,

e) bei Bauteilen von Kleinfeuerungen die Bezeich-
nung der Brenner oder Kessel, mit denen sie unter Ein-
haltung der Emissionsgrenzwerte und Wirkungsgrade
kombiniert werden können.

(2) Der Inhaber der Kleinfeuerung hat die technische
Dokumentation für die Dauer des Betriebes der Anlage
aufzubewahren.

§ 31
Typenschild

(1) Das Typenschild ist sichtbar, gut lesbar und dauer-
haft am Brenner und am Kessel oder, wenn dies nicht
möglich ist, an einem sonstigen Bauteil der Kleinfeue-
rung anzubringen.

(2) Das Typenschild hat jedenfalls zu enthalten:
a) den Namen und den Firmensitz des Herstellers,
b) die Type und die Handelsbezeichnung, unter der

die Kleinfeuerung oder der wesentliche Bauteil vertrie-
ben wird,

c) die Herstellernummer und das Baujahr,
d) die Nennwärmeleistung und den Wärmeleis-

tungsbereich,
e) die Brennstoffwärmeleistung bei Nennwärmeleis-

tung,

f) die zulässigen Brennstoffarten,
g) den zulässigen Betriebsdruck des Wärmeträgers in

bar,
h) die zulässige Betriebstemperatur des Wärmeträ-

gers in Grad Celsius,
i) den Elektroanschluss (V, Hz, A) und die Leis-

tungsaufnahme (W),
j) bei händisch beschickten Kleinfeuerungen gegebe-

nenfalls den Hinweis, dass die Kleinfeuerung nur mit
einem Pufferspeicher betrieben werden darf.

6 .  A b s c h n i t t
Prüfberechtigte, 

Unabhängiges Kontrollsystem

§ 32
Prüfberechtigte

(1) Im Rahmen des jeweiligen Berechtigungsumfangs
nach § 14 Abs. 2 sind nach diesem Gesetz prüfberech-
tigt:

a) Amtssachverständige für das Maschinenwesen,
b) facheinschlägige staatlich befugte und beeidete Zi-

viltechniker im Rahmen ihrer Befugnis,
c) benannte Stellen im Rahmen der Akkreditierung,
d) Gewerbetreibende, die im Rahmen ihrer Gewer-

beberechtigung zur Errichtung, Änderung oder In-
standsetzung der jeweiligen Anlage nach § 1 Abs. 1 lit. a
oder b oder zur Durchführung von Wartungen, Unter-
suchungen, Überprüfungen oder Messungen an diesen
Anlagen befugt sind,

e) Personen oder Stellen, die nach den Rechtsvor-
schriften des Bundes, eines anderen Landes, eines ande-
ren EU-Mitgliedstaates oder Vertragsstaates des EWR-
Abkommens, der Schweiz oder eines anderen Staates,
dessen Angehörige aufgrund eines Vertrages im Rahmen
der europäischen Integration Unionsbürgern hinsicht-
lich der Bedingungen der Niederlassung gleichgestellt
sind, über eine den lit. b bis d entsprechende Befugnis
verfügen.

(2) Die Landesregierung hat eine Liste der Prüfbe-
rechtigten nach Abs. 1 lit. b bis e, die ihren Tätigkeits-
bereich, ihren Sitz oder ihre Niederlassung in Tirol ha-
ben, zu führen. Darin ist den Prüfberechtigten eine Prüf-
nummer, bestehend aus einer Länderzuordnung und ei-
ner fortlaufenden Nummer, zuzuweisen. Die Liste ist
zur allgemeinen Einsicht aufzulegen und auf der Inter-
netseite des Landes zu veröffentlichen. Die Ausübung
der Prüfberechtigung nach Abs. 1 lit. b bis e setzt die
Zuweisung einer Prüfnummer voraus.

(3) Als Prüfberechtigte im Sinn des Abs. 1 gelten auch
jene Fachunternehmen und -personen, denen in einem
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anderen Land durch die Zuweisung einer Prüfnummer
die entsprechende Prüfberechtigung zuerkannt wurde.

(4) Fachunternehmen und -personen, die nicht in der
Liste nach Abs. 2 erfasst sind, können unter dem Nach-
weis ihrer Prüfberechtigung nach Abs. 1 die Eintragung
in die Liste und die gleichzeitige Zuweisung einer Prüf-
nummer bei der Landesregierung beantragen. Die Ver-
weigerung der Eintragung bzw. der Zuweisung der Prüf-
nummer hat mit schriftlichem Bescheid zu erfolgen.

(5) Die Prüfberechtigung nach Abs. 1 endet durch
a) den Tod der prüfberechtigten natürlichen bzw.

durch den Untergang der prüfberechtigten juristischen
Person,

b) den Verlust der Akkreditierung,
c) den Verzicht auf die Prüfberechtigung oder
d) den Widerruf der Prüfberechtigung.
In diesen Fällen ist die Eintragung des Betroffenen in

die Liste nach Abs. 2 zu streichen.
(6) Der Verzicht auf die Prüfberechtigung ist schrift-

lich zu erklären. Er wird mit dem Einlangen der Ver-
zichtserklärung beim Amt der Landesregierung un-
widerruflich und, wenn in der Verzichtserklärung nicht
ein späterer Zeitpunkt für das Wirksamwerden angege-
ben ist, wirksam.

(7) Die Prüfberechtigung ist zu widerrufen, wenn die
Voraussetzungen nach Abs. 1 oder 3 nicht mehr gege-
ben sind. Der Widerruf ist dem Betroffenen schriftlich
mitzuteilen. Auf seinen Antrag ist über den Widerruf
und die damit verbundene Streichung von der Liste nach
Abs. 2 mit schriftlichem Bescheid zu entscheiden.

§ 33
Prüforgane

(1) Prüfberechtigte nach § 32 Abs. 1 lit. b bis e kön-
nen zur Erfüllung ihrer Aufgaben Arbeitnehmer, die den
Anforderungen nach § 34 Abs. 1, 2, 4 und 5 entspre-
chen, heranziehen (Prüforgane).

(2) Prüfberechtigte bleiben auch im Fall des Abs. 1
für die sachgemäße Erfüllung ihrer Aufgaben verant-
wortlich.

§ 34
Anforderungen an Prüf-

berechtigte und Prüforgane

(1) Prüforgane müssen
a) besondere Kenntnisse über die Durchführung von

Emissions- und Abgasmessungen sowie über Prüfungen
entsprechend den einschlägigen technischen Richtlinien
einschließlich der Funktion und Wartungserfordernisse
von Messgeräten,

b) Grundkenntnisse über die Feuerungstechnik und
Emissionsfragen sowie

c) Grundkenntnisse über die einschlägigen Rechts-
vorschriften

aufweisen. Prüfberechtigte, die Inspektionen nach
§ 16 durchführen, müssen überdies einschlägige Kennt-
nisse auf dem Gebiet der Energieeffizienz von Hei-
zungsanlagen sowie Grundkenntnisse über die energe-
tische Sanierung von Gebäuden aufweisen.

(2) Die Überprüfung von Feuerungsanlagen und
Blockheizkraftwerken darf nur durch Prüfberechtigte
bzw. Prüforgane erfolgen, die zum Inhaber der Anlage
in keinem Abhängigkeitsverhältnis im Sinn des Art. 17
der Richtlinie 2010/31/EU stehen.

(3) Prüfberechtigte haben sich mit den nötigen Ge-
räten und Einrichtungen auszustatten. Sie haben weiters
dafür zu sorgen, dass die von ihnen herangezogenen
Prüforgane

a) die Überprüfungen sorgfältig und gewissenhaft
vornehmen und darüber entsprechende Aufzeichnun-
gen führen sowie

b) sich nach Maßgabe des Abs. 5 laufend fortbilden.
(4) Prüforgane müssen die Kenntnisse nach Abs. 1

aufgrund von Zeugnissen über die erfolgreiche Absol-
vierung einer entsprechenden Ausbildung oder Schu-
lung oder aufgrund sonstiger vergleichbarer Unterlagen
nachweisen können. Dabei kommen nur Zeugnisse bzw.
Unterlagen in Betracht, die

a) aufgrund einer Prüfung durch einen unabhängigen
Prüfer oder

b) von einer Schulungsstelle, die einem Qualitäts-
sicherungssystem unterliegt, das sicherstellt, dass der
jeweils gültige Stand der Technik in den unterschied-
lichen Feuerungstechnologien sowie die einschlägigen
aktuellen technischen Richtlinien und Rechtsvorschrif-
ten vermittelt werden,

ausgestellt worden sind. Das zeitliche Ausmaß der
erstmaligen Schulung in Schulungsstellen mit einem
Qualitätssicherungssystem muss mindestens 40 Lehr-
stunden zu je 45 Minuten betragen.

(5) Prüforgane haben längstens alle fünf Jahre eine
Fortbildung zu absolvieren.

(6) Der Behörde sind auf deren Verlangen die Zeug-
nisse bzw. Unterlagen nach Abs. 4 und die Nachweise
über die Absolvierung von Fortbildungen nach Abs. 5
vorzulegen.

(7) Prüforgane, die die Ausbildung oder Schulung bei
einem Hersteller von Feuerungsanlagen oder Block-
heizkraftwerken absolviert haben, dürfen Messungen
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nur an Feuerungsanlagen und Blockheizkraftwerken aus
dem jeweiligen Produktbereich durchführen.

§ 35
Unabhängiges Kontrollsystem

(1) Die Landesregierung hat ein unabhängiges Kon-
trollsystem zur Kontrolle der Prüf- bzw. Inspektions-
berichte nach § 14 Abs. 3 und § 25 Abs. 6 einzurichten.

(2) Die Landesregierung kann mit schriftlichem Be-
scheid fachlich hierzu geeignete Stellen mit bestimmten
Kontrollaufgaben betrauen. Die Betrauung hat auf je-
weils höchstens drei Jahre zu erfolgen. Eine neuerliche
Betrauung ist zulässig. Die betrauten Stellen sind hin-
sichtlich der ihnen übertragenen Kontrollaufgaben an
die Weisungen der Landesregierung gebunden. Die Lan-
desregierung ist berechtigt, sich über alle mit der Wahr-
nehmung dieser Kontrollaufgaben verbundenen Ange-
legenheiten der betrauten Stellen zu informieren und in
deren Akten Einsicht zu nehmen. Die Betrauung ist zu
widerrufen, wenn sich wesentliche Mängel bei der
Durchführung der Kontrollaufgaben ergeben oder Wei-
sungen der Landesregierung wiederholt nicht oder nicht
vollständig befolgt werden.

(3) Die Landesregierung hat unter Bedachtnahme auf
den Anhang II der Richtlinie 2010/31/EU durch Ver-
ordnung nähere Bestimmungen über das unabhängige
Kontrollsystem zu erlassen.

7 .  A b s c h n i t t
Behörden-, Straf-, Übergangs- 

und Schlussbestimmungen

§ 36
Behörden

(1) Behörden im Sinn dieses Gesetzes sind, soweit im
Abs. 2 oder sonst in diesem Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist,

a) bei bewilligungspflichtigen Gasanlagen nach § 5 die
Bezirksverwaltungsbehörden, und

b) in allen übrigen Fällen die nach den §§ 53 und 54
der Tiroler Bauordnung 2011 zuständigen Behörden.

(2) Bedarf ein Vorhaben neben einer Errichtungsbe-
willigung nach § 7 auch einer Bewilligung nach

a) einer bundesrechtlichen Vorschrift, für deren Er-
teilung die Bundesregierung, ein Bundesminister oder
der Landeshauptmann zuständig ist, oder

b) einer anderen landesrechtlichen Vorschrift, für
deren Erteilung die Landesregierung zuständig ist,

so kommt die Zuständigkeit in den Angelegenheiten
nach Abs. 1 lit. a der Landesregierung zu. Die Landes-
regierung kann im Einzelfall jedoch die Bezirksverwal-

tungsbehörde zur Durchführung von Verfahren und zur
Erlassung von Bescheiden im eigenen Namen ermäch-
tigen, sofern dies im Interesse der Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit, Zweckmäßigkeit, Raschheit oder Ein-
fachheit gelegen ist.

§ 37
Strafbestimmungen

(1) Wer
a) als Inhaber einer Anlage die aufgrund einer Ver-

ordnung nach § 3 Abs. 2 oder 3 einzuhaltenden techni-
schen Erfordernisse, höchstzulässigen Abgasverluste
oder Emissionsgrenzwerte nicht einhält oder andere als
die aufgrund einer Verordnung nach § 3 Abs. 3 zulässi-
gen Brennstoffe verwendet,

b) einer Verpflichtung nach § 4 Abs. 3 nicht nach-
kommt,

c) eine nach § 5 Abs. 1 bewilligungspflichtige Gas-
anlage ohne eine entsprechende Errichtungsbewilligung
errichtet oder wesentlich ändert,

d) Auflagen nach den §§ 7 Abs. 4 und 8 Abs. 1 oder
Aufträge nach den §§ 9 Abs. 1, 10 Abs. 3 zweiter Satz,
21 Abs. 3 und 25 Abs. 8 oder sonst in Entscheidungen
enthaltene Auflagen oder Aufträge nicht einhält,

e) einer Verpflichtung nach den §§ 10 Abs. 4, 11
Abs. 5, 13 Abs. 1, 14 Abs. 1 oder 6 zweiter Satz, 17, 18,
21 Abs. 1, 22 Abs. 1, 24 Abs. 1 oder 2 oder 25 Abs. 1
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt,

f) eine Anlage entgegen dem § 11 Abs. 1 oder § 24
Abs. 1 ohne Vorliegen eines Abnahmebefundes betreibt,

g) nach § 11 Abs. 3 Bestätigungen oder Prüf- bzw.
Inspektionsberichte ausstellt oder technische Beschrei-
bungen erstellt, ohne hierzu berechtigt zu sein,

h) als Gasversorgungsunternehmen dem § 12 zu-
widerhandelt,

i) Überprüfungen durchführt, ohne hierfür nach § 14
Abs. 2 berechtigt zu sein,

j) als Prüfberechtigter die ihm aufgrund dieses Ge-
setzes übertragenen Aufgaben nicht ordnungsgemäß
erfüllt oder seinen Verpflichtungen nach den §§ 14
Abs. 4, 5 oder 6 erster Satz, 21 Abs. 2 oder 25 Abs. 8
nicht nachkommt,

k) als Überwachungsstelle den Verpflichtungen nach
§ 19 nicht nachkommt,

l) eine außer Betrieb gesetzte Anlage entgegen § 22
Abs. 2 wieder in Betrieb nimmt,

m) eine Anlage oder Teile einer Anlage ungeachtet
einer Untersagung bzw. Außerbetriebsetzung nach § 23
Abs. 1, 2 oder 4, gegebenenfalls in Verbindung mit § 25
Abs. 8, weiterbetreibt oder wieder in Betrieb nimmt,
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n) einem Auftrag nach § 23 Abs. 2 zur Beseitigung
von Brennstoffen oder nach § 23 Abs. 5, gegebenenfalls
in Verbindung mit § 25 Abs. 8, zur Beseitigung von
Anlagen oder Teilen einer Anlage nicht nachkommt,

o) Überprüfungen durchführt, ohne hierfür nach
§ 25 Abs. 5 berechtigt zu sein,

p) Kleinfeuerungen oder Bauteile davon entgegen
dem § 26 Abs. 1 oder 2 oder entgegen einer Untersa-
gung nach Abs. 4 erster Satz in Verkehr bringt oder
einem Auftrag nach § 26 Abs. 4 zweiter Satz nicht nach-
kommt,

q) als Hersteller oder dessen Vertreter die Konfor-
mitätskennzeichnung nicht in der nach § 29 vorgesehe-
nen Form vornimmt oder Informationspflichten nach
Anhang 6 nicht oder nur mit ungerechtfertigter Verzö-
gerung nachkommt,

r) als Prüfberechtigter andere Personen für die Er-
füllung von Aufgaben nach diesem Gesetz heranzieht
als Prüforgane nach § 34 Abs. 1,

s) als Prüfberechtigter seine Aufgaben nach diesem
Gesetz durchführt, ohne die Anforderungen nach § 34
Abs. 3 zu erfüllen,

t) entgegen § 42 Abs. 5 eine im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes bestehende Anlage zur
Lagerung und Leitung flüssiger Brennstoffe, bei der im
Erdreich verlegte Brennstofflagerbehälter oder im Erd-
reich verlegte brennstoffführende Leitungen einwandig
ausgeführt sind, oder entgegen § 42 Abs. 6 einen im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehenden
Lagerbehälter für flüssige Brennstoffe, welcher nicht
mit einer elektronischen Überfüllsicherung oder mit
einem Grenzwertgeber ausgestattet ist, betreibt,

u) Klimaanlagen entgegen § 42 Abs. 8 weiterbetreibt,
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist von der

Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu
7.200,– Euro zu bestrafen.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 38
Verwendung personenbezogener Daten

(1) Die Gemeindeämter, die Bezirksverwaltungsbe-
hörden und das Amt der Landesregierung dürfen zur
Abwicklung der nach diesem Gesetz vorgesehenen Ver-
fahren und zur Besorgung der nach diesem Gesetz vor-
gesehenen Aufgaben, zum Zweck der behördlichen Auf-
sicht nach den §§ 13 Abs. 2, 24 Abs. 3 und 26 Abs. 3,
zur Ausübung der in diesem Rahmen eingeräumten Be-
fugnisse und zum Zweck der Vorschreibung bzw.
Durchführung der aufgrund der behördlichen Aufsicht
erforderlichen Maßnahmen folgende Daten verarbeiten:

a) von Inhabern von Anlagen, von Grundstück-
seigentümern und von Herstellern von Kleinfeuerungen
und ihren Vertretern, von Verantwortlichen, sonstigen
Verfügungsberechtigten und allfälligen Rechtsnachfol-
gern im Sinn des § 9 sowie von Gasversorgungsunter-
nehmen: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten,
grundstücks- und anlagenbezogene Daten,

b) von Prüfberechtigten und deren Prüforganen,
Gasversorgungsunternehmen, Überwachungsstellen,
nichtamtlichen Sachverständigen und Projektanten:
Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Daten über
Befähigungen und Befugnisse.

(2) Die Gasversorgungsunternehmen nach § 12, die
Überwachungsstellen nach § 19 und die nach § 35
Abs. 2 mit bestimmten Kontrollaufgaben betrauten
Stellen dürfen zur Erfüllung der ihnen nach diesem
Gesetz obliegenden Aufgaben von den im Abs. 1 lit. a
und b genannten Betroffenen die dort genannten Daten
verarbeiten.

(3) Benannte Stellen dürfen zur Erfüllung ihrer im
5. Abschnitt genannten Aufgaben von Herstellern und
ihren Vertretern die im Abs. 1 lit. b genannten Daten
verarbeiten.

(4) Die Gemeindeämter und das Amt der Landesre-
gierung sowie die Gasversorgungsunternehmen, die
Überwachungsstellen, die nach § 35 Abs. 2 mit be-
stimmten Kontrollaufgaben betrauten Stellen und die
benannten Stellen dürfen die Daten nach Abs. 1 an die
Bezirksverwaltungsbehörden zum Zweck der Durch-
führung von Verwaltungsstrafverfahren übermitteln.
Die Bezirksverwaltungsbehörden dürfen die Daten zur
Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren verar-
beiten.

(5) Die nach diesem Gesetz zuständigen Organe sind
ermächtigt, verarbeitete Daten an

a) die Beteiligten des jeweiligen Verfahrens,
b) Sachverständige, die einem Verfahren beigezogen

werden,
c) ersuchte oder beauftragte Behörden (§ 55 AVG),
d) andere Auftraggeber
zu übermitteln, soweit diese Daten von den Ge-

nannten für die Besorgung der ihnen nach diesem Ge-
setz obliegenden Aufgaben benötigt werden.

(6) Die Gemeindeämter, die Bezirksverwaltungsbe-
hörden und das Amt der Landesregierung sowie die
Gasversorgungsunternehmen, die Überwachungsstel-
len, die nach § 35 Abs. 2 mit bestimmten Kontrollauf-
gaben betrauten Stellen und die benannten Stellen haben
die nach diesem Gesetz verarbeiteten Daten zu löschen,
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sobald diese für die Erfüllung der ihnen nach diesem Ge-
setz obliegenden Aufgaben nicht mehr benötigt werden.

(7) Als Identifikationsdaten im Sinn dieser Bestim-
mung gelten:

a) bei natürlichen Personen der Familien- oder Nach-
name und der Vorname, das Geburtsdatum, allfällige
akademische Grade, Standesbezeichnungen und Titel,

b) bei juristischen Personen die gesetzliche, sat-
zungsmäßige oder firmenmäßige Bezeichnung und hin-
sichtlich der vertretungsbefugten Organe die Daten
nach lit. a.

§ 39
Mitwirkung der Bundespolizei

Die Organe der Bundespolizei haben der Behörde auf
ihr Ersuchen bei der Durchsetzung von Maßnahmen
nach § 4 Abs. 4, gegebenenfalls in Verbindung mit den
§§ 13 Abs. 2, 24 Abs. 3 oder 26 Abs. 3, und nach § 23
Abs. 4, gegebenenfalls in Verbindung mit den §§ 9
Abs. 3 oder 10 Abs. 3, im Rahmen ihres gesetzmäßigen
Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten.

§ 40
Dingliche Wirkung

Rechte und Pflichten, die sich aus anlagenrechtlichen
Entscheidungen nach diesem Gesetz, mit Ausnahme
von strafrechtlichen Entscheidungen, ergeben, werden
durch einen Wechsel des Inhabers der Anlage nicht be-
rührt. Der Rechtsvorgänger hat dem Rechtsnachfolger
alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen und alle not-
wendigen Unterlagen auszuhändigen.

§ 41
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die Aufgaben von Organen der Gemeinde nach die-
sem Gesetz sind solche des eigenen Wirkungsbereiches.

§ 42
Übergangsbestimmungen

(1) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
rechtskräftig erteilte Bewilligungen nach dem Tiroler
Gasgesetz 2000 in der Fassung des Gesetzes LGBl.
Nr. 96/2012 bleiben unberührt. Insbesondere gelten die
in diesem Zeitpunkt rechtmäßig bestehenden Anlagen
im Umfang ihres Bestandes als bewilligt. Für bestehende
Gasanlagen, die nach diesem Gesetz bewilligungs-
pflichtig wären, gelten die §§ 8, 9 und 10.

(2) Bei Vorhaben, bei denen nach dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes, jedoch vor dem Inkrafttreten der Ver-
ordnungen nach den §§ 3 Abs. 2 und 3, 11 Abs. 6 und 14
Abs. 7 das Errichtungsbewilligungsverfahren anhängig

wird oder die Abnahmeprüfung erfolgt, genügt es, wenn
diese der Tiroler Heizungsanlagenverordnung 2000 in
der Fassung LGBl. Nr. 66/2000 entsprechen. Die ent-
sprechenden Anlagen sowie die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieses Gesetzes bereits bestehenden Anla-
gen sind so instand zu halten und zu betreiben, dass sie
den technischen Erfordernissen im Sinn des § 3 zumin-
dest nach den technischen Vorschriften und dem Stand
der Technik im Zeitpunkt des Bewilligungsansuchens,
der Abnahmeprüfung bzw. ihrer Errichtung entspre-
chen. Im Übrigen gelten die §§ 12 bis 23.

(3) Sofern bei bestehenden Anlagen nach Abs. 2 im
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes noch kein
Anlagendatenblatt im Sinn des § 11 Abs. 2 lit. a Z. 1 vor-
liegt, hat der Prüfberechtigte bei der nächstfolgenden
wiederkehrenden Überprüfung im Sinn des § 14 Abs. 1
ein solches Anlagendatenblatt auszustellen. § 14 Abs. 5
gilt sinngemäß.

(4) Bestehende Anlagen nach Abs. 2, für die bisher
noch keine Verpflichtung zur Durchführung einer ein-
fachen Überprüfung nach § 15 Abs. 2 bestanden hat,
sind spätestens innerhalb von zwei Jahren nach dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes erstmalig einer einfachen
Überprüfung zu unterziehen.

(5) Bestehende Anlagen zur Lagerung und Leitung
flüssiger Brennstoffe, bei der im Erdreich verlegte
Brennstofflagerbehälter oder im Erdreich verlegte
brennstoffführende Leitungen einwandig ausgeführt
sind oder die über keine Leckwarneinrichtung verfügen,
dürfen nicht weiter betrieben werden.

(6) Bestehende Lagerbehälter für flüssige Brenn-
stoffe, die nicht mit einer elektronischen Überfüll-
sicherung oder mit einem Grenzwertgeber ausgestattet
sind, dürfen nicht weiter betrieben werden.

(7) Bestehende Zentralheizungsanlagen mit einer
Nennwärmeleistung von über 20 kW bis höchstens
100 kW, die bereits einer Überprüfung nach § 8a Abs. 1
des Tiroler Heizungs- und Klimaanlagengesetzes 2009
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 96/2012 unter-
zogen wurden, sind nur dann einer Inspektion nach § 16
Abs. 1 lit. b zu unterziehen, wenn

a) zumindest eines der Kriterien nach § 15 Abs. 1 lit. i
Z. 1 und 2 und

b) die im § 16 Abs. 2 vorgesehenen Voraussetzungen
für eine neuerliche Durchführung der Inspektion

erfüllt sind.
(8) Klimaanlagen mit einem Baujahr bis einschließ-

lich 1994, die nicht spätestens bis zum 31. Dezember
2011 einer erstmaligen Überprüfung nach § 11b Abs. 1
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des Tiroler Heizungs- und Klimaanlagengesetzes 2009,
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 31/2009, unter-
zogen wurden, dürfen nicht weiter betrieben werden.

(9) Die Liste der Prüfberechtigten nach § 32 Abs. 2
samt der Prüfnummern ist von der Landesregierung
erstmalig spätestens zwei Monate nach dem Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes zu erstellen und zu veröffentlichen.
Zu diesem Zweck dürfen die erforderlichen Daten aus
dem Gewerberegister herangezogen werden. In diese
Liste sind weiters die im Verzeichnis nach § 19 Abs. 5
des Tiroler Heizungs- und Klimaanlagengesetzes 2009
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 96/2012 erfass-
ten Heizungsanlagenprüfer aufzunehmen. Diese gelten
als Prüfberechtigte im Sinn des § 32 Abs. 1. Bis zu dem
im ersten Satz genannten Zeitpunkt ist die Zuweisung
einer Prüfnummer keine Voraussetzung für die Aus-
übung der Prüfberechtigung im Sinn des § 32 Abs. 2
vierter Satz.

(10) Bei den im Abs. 9 dritter Satz genannten Hei-
zungsanlagenprüfern ist die Prüfberechtigung nach § 32
Abs. 7 auch dann zu widerrufen, wenn sich diese als nicht
ausreichend sachkundig erwiesen haben.

§ 43
Verweisungen

(1) Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt
ist, beziehen sich Verweisungen auf Landesgesetze auf
die jeweils geltende Fassung.

(2) Verweisungen auf Bundesgesetze bzw. Verord-
nungen beziehen sich auf die im Folgenden jeweils an-
geführte Fassung:

1. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 –
AVG, BGBl. Nr. 51, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 33/2013,

2. Emissionsschutzgesetz für Kesselanlagen – EG-K
2013, BGBl. I Nr. 127/2013,

3. Feuerungsanlagen-Verordnung – FAV, BGBl. II
Nr. 331/1997, in der Fassung der Verordnung BGBl. II
Nr. 312/2011,

4. Gasgeräte-Sicherheitsverordnung – GSV, BGBl.
Nr. 430/1994, zuletzt geändert durch die Verordnung
BGBl. II Nr. 114/2011,

5. Versandbehälterverordnung 2011, BGBl. II Nr.
458/2011,

6. Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52,
zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I Nr. 33/2013,

7. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 – VVG,
BGBl. Nr. 53, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 33/2013.

§ 44
Umsetzung von Unionsrecht

Durch dieses Gesetz werden folgende Richtlinien
umgesetzt:

1. Richtlinie 92/42/EWG des Rates über die Wir-
kungsgrade von mit flüssigen oder gasförmigen Brenn-
stoffen beschickten neuen Warmwasserheizkesseln,
ABl. 1992 Nr. L 167, S. 17, zuletzt geändert durch die
Richtlinie 2008/28/EG, ABl. 2008 Nr. L 81, S. 48,

2. Richtlinie 1999/32/EG des Rates über eine Verrin-
gerung des Schwefelgehalts bestimmter flüssiger Kraft-
oder Brennstoffe und zur Änderung der Richtlinie
93/12/EWG, ABl. 1999 Nr. L 121, S. 13, zuletzt geän-
dert durch die Richtlinie 2012/33/EU, ABl. 2012 Nr.
L 327, S. 1,

3. Richtlinie 2003/109/EG des Rates betreffend die
Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten
Drittstaatsangehörigen, ABl. 2004 Nr. L 16, S. 44, in der
Fassung der Richtlinie 2011/51/EU, ABl. 2011 Nr.
L 132, S. 1,

4. Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über das Recht der Unionsbürger
und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet
der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten,
ABl. 2004 Nr. L 229, S. 35,

5. Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Anerkennung von Be-
rufsqualifikationen, ABl. 2005 Nr. L 255, S. 22, zuletzt
geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 623/2012,
ABl. 2012 Nr. L 180, S. 9,

6. Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Dienstleistungen im Binnen-
markt, ABl. 2006 Nr. L 376, S. 36,

7. Richtlinie 2009/142/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Gasverbrauchseinrichtungen,
ABl. 2009 Nr. L 330, S. 10,

8. Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Gesamtenergieeffizienz
von Gebäuden, ABl. 2010 Nr. L 153, S. 13.

§ 45
Inkrafttreten; Notifikation

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
Abweichend hiervon tritt der Abs. 3 mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten
a) das Tiroler Gasgesetz 2000, LGBl. Nr. 78, zuletzt

geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 96/2012, und
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b) das Tiroler Heizungs- und Klimaanlagengesetz
2009, LGBl. Nr. 34/2000, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 96/2012,

außer Kraft.
(3) Verordnungen aufgrund dieses Gesetzes dürfen

bereits von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an
erlassen werden. Sie dürfen jedoch frühestens mit dem
im Abs. 1 erster Satz genannten Zeitpunkt in Kraft ge-
setzt werden.

(4) Dieses Gesetz wurde unter Einhaltung der Be-
stimmungen der Richtlinie 98/34/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates über ein Informationsverfah-
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vor-
schriften und der Vorschriften für die Dienste der Infor-
mationsgesellschaft, ABl. 1998 Nr. L 204, S. 37, zuletzt
geändert durch die Verordnung (EU) Nr. 1025/2012,
ABl. 2012 Nr. L 316, S. 12, notifiziert (Notifikations-
nummer 2013/0255/A).

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Tratter

Der Landesamtsdirektor:
Liener

Anhang 1 (zu § 16 Abs. 1 lit. a)

Inspektionsintervalle: 

Alter der Zentralheizungsanlage 

(Baujahr Heizkessel) 

Inspektion ab Inkrafttreten 

über 15 Jahre innerhalb von 12 Monaten 

bis 15 Jahre innerhalb von 2 Jahren 

Neuanlagen, wesentliche Änderung bestehender 
Zentralheizungsanlagen 

vor der Errichtung oder wesentlichen 
Änderung der Anlage 
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 1. Kleinfeuerungen für feste Brennstoffe mit händischer Beschickung: 

Emissionsgrenzwerte (mg/MJ) Parameter 

Holzbrennstoffe sonstige standardisierte 
biogene Brennstoffe 

fossile Brennstoffe 

 Raumheiz-
geräte 

Zentral-
heizungs-
anlagen 

unter 50 kW 
Nennwärme-
leistung 

ab 50 kW 
Nennwärme-
leistung 

unter 50 kW 
Nennwärme-
leistung 

ab 50 kW 
Nennwärme-
leistung 

CO 1100 500 1100 500 1100 500 

NOx 150 150/100* 300 300 100 100 

OGC 80/50* 50/30* 50 30 80 30 

Staub 60/35* 50/30* 60/35* 60/35* 50/35* 50/35* 

* ab 1. Jänner 2015 geltende Werte 

 
 2. Kleinfeuerungen für feste Brennstoffe mit automatischer Beschickung: 

Emissionsgrenzwerte (mg/MJ) Parameter 

Holzpellets 
Raumheizgeräte 

Holzpellets 
Zentralhei-
zungsanlagen 

sonstige 
Holzbrennstoffe 

sonstige standardisierte 
biogene Brennstoffe 

CO 500* 250* 250* 500* 

NOx 150/100** 150/100** 150 / 100** 300 

OGC 30 30/20** 30 30/20** 

Staub 50/25** 40/20** 50 / 30** 60 / 35** 

* Bei Teillastbetrieb mit 30 v.H. der Nennwärmeleistung kann der Grenzwert um 50 v.H. überschritten 
werden. 
** ab 1. Jänner 2015 geltende Werte 

 
 3. Kleinfeuerungen für flüssige Brennstoffe: 

Emissionsgrenzwerte (mg/MJ) Parameter 

standardisierte biogene Brennstoffe fossile Brennstoffe 

CO 20 20 

NOx 120 35 

OGC 6 6 

Rußzahl 1 1 

 
 4. Kleinfeuerungen für gasförmige Brennstoffe: 

Emissionsgrenzwerte (mg/MJ) Parameter 

Erdgas Flüssiggas 

 atmosphärischer 
Brenner 

Gebläsebrenner atmosphärischer 
Brenner 

Gebläsebrenner 

CO 20 20 35 20 

NOx 30* 30 40* 40 

* Der NOx-Grenzwert darf für Durchlauferhitzer, Vorratswasserheizer und Raumheizgeräte mit 
atmosphärischem Brenner um höchstens 100 v.H. überschritten werden. 
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Anhang 3 (zu § 26 Abs. 1 lit. b)

Kleinfeuerungen mit Ausnahme jener nach § 26 Abs. 2 haben in Abhängigkeit von der Wärmeleistung 
bei bestimmungsgemäßem Betrieb mit Nennlast und mit Teillast mindestens folgende Wirkungsgrade 
aufzuweisen: 

A. Kleinfeuerungen als Raumheizgeräte und Herde 

 1. feste Brennstoffe 
 a) Herde für fossile Brennstoffe ......................................................73 v.H. 
 b) Herde für standardisierte biogene Brennstoffe ..............70 v.H./72 v.H.* 
 c) sonstige Raumheizgeräte für fossile oder 

standardisierte biogene Brennstoffe ..............................78 v.H./80 v.H.* 
 2. flüssige und gasförmige Brennstoffe 
 a) Raumheizgeräte 
 bis 4 kW .....................................................................................78 v.H. 
 über 4 bis 10 kW ...........................................................................81 v.H. 
 über 10 kW ...................................................................................84 v.H. 
 b) Herde ...........................................................................................73 v.H. 

B. Kleinfeuerungen als Warmwasserbereiter 
 1. Warmwasserbereiter für feste Brennstoffe .......................................75 v.H. 
 2. Warmwasserbereiter für flüssige und gasförmige Brennstoffe 
 a) Durchlauferhitzer (Durchlaufwasserheizer) 
 bis 12 kW ...................................................................................83 v.H. 
 über 12 kW ........................................................ (78,7 + 4 log Pn) v.H.** 
 b) Vorratswasserheizer .....................................................................82 v.H. 

C. Kleinfeuerungen als Zentralheizungsanlagen für  
feste fossile und standardisierte biogene Brennstoffe 

 1. händisch beschickt 
 bis 10 kW ..........................................................................................79 v.H. 
 über 10 bis 200 kW ................................................ (71,3 + 7,7 log Pn) v.H.** 
 über 200 kW ........................................................................................89 v.H. 
 2. automatisch beschickt 
 bis 10 kW ..........................................................................................80 v.H. 
 über 10 bis 200 kW ................................................ (72,3 + 7,7 log Pn) v.H.** 
 über 200 kW ........................................................................................90 v.H. 

* ab 1. Jänner 2015 geltende Werte 

** Pn = Nennwärmeleistung in kW 
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Anhang 4 (zu § 26 Abs. 2 lit. b)

Wirkungsgrade von Zentralheizungsanlagen, Niedertemperatur-Zentralheizungsanlagen und 
Brennwertgeräten für flüssige und gasförmige Brennstoffe und für Bauteile solcher Anlagen mit einer 
Brennstoffwärmeleistung von mindestens 4 und höchstens 400 kW 

durchschnittliche Wassertemperatur des 
Heizkessels in Grad Celsius 

Mindestwirkungsgrad in v.H.  

bei Nennlast 

Zentralheizungsanlagen 70 > (84 + 2 log P   n) 

Niedertemperatur 
Zentralheizungsanlagen* 

70 > (87,5 + 1,5 log P   n) 

Brennwertgeräte 70 > (91 + 1 log P   n) 

 bei Teillast von 30 v.H. Pn 

Zentralheizungsanlagen > 50 > (80 + 3 log P   n) 

Niedertemperatur 
Zentralheizungsanlagen* 

40 > (87,5 + 1,5 log P   n) 

Brennwertgeräte 30** > (97 + 1 log P   n) 

Pn Nennwärmeleistung in Kilowatt 

* einschließlich Brennwertgeräte für flüssige Brennstoffe 

** Kessel-Eintrittstemperatur (Rücklauftemperatur) 
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Prüfbedingungen bezüglich Emissionsgrenzwerte und Wirkungsgrade von Kleinfeuerungen 

(1) Die Prüfung des Emissionsverhaltens und der Wirkungsgrade von Kleinfeuerungen hat 
hinsichtlich der Prüfverfahren und -bedingungen nach den Regeln der Technik zu erfolgen. Dabei ist 
vorrangig auf die entsprechenden ÖNORMEN oder auf andere gleichwertige technische Richtlinien eines 
anderen EU-Mitgliedstaates, einer Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz Bedacht zu nehmen. 

(2) Die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte für feste und flüssige Brennstoffe muss bei Nennlast 
und bei kleinster vom Hersteller angegebener Teillast des Wärmeleistungsbereiches nachgewiesen wer-
den. Bei handbeschickten Kleinfeuerungen mit einer Nennwärmeleistung unter 8 kW ist der Nachweis 
nur bei Nennlast zu erbringen. 

(3) Zusätzlich zu Abs. 2 gilt für Kleinfeuerungen für feste Brennstoffe: 
 a) Der Nachweis bei kleinster vom Hersteller angegebener Teillast ist bei händisch beschickten 

Kleinfeuerungen bei höchstens 50 v.H. der Nennwärmeleistung, bei automatisch beschickten 
Kleinfeuerungen bei höchstens 30 v.H. der Nennwärmeleistung und bei Raumheizgeräten und 
Zentralheizungsanlagen für Holzpellets mit einer Nennwärmeleistung unter 8 kW bei einer 
Wärmeleistung von 2,5 kW zu erbringen. 

 b) bei händisch beschickten Kleinfeuerungen: 
 1. Die Emissionen sind bei Nennlast durch die Beobachtung von zwei aufeinander folgenden 

Abbrandperioden zu beurteilen. Dabei sind die Emissionswerte für CO, OGC und NOx als 
arithmetische Mittelwerte, bei ungleichförmigem Verbrennungsverlauf als energetisch 
gewichtete Mittelwerte, über die Versuchszeit anzugeben. Der Emissionswert für Staub ist der 
aus jeweils drei Halbstundenmittelwerten einer Abbrandperiode gebildete arithmetische Mittel-
wert. Dauert die Abbrandperiode weniger als 1,5 Stunden, so genügen jeweils zwei 
Halbstundenmittelwerte. Keiner der gebildeten Emissionswerte darf die Emissionsgrenzwerte 
nach dem Anhang 2 überschreiten. Messbeginn ist spätestens fünf Minuten nach der Aufgabe des 
Brennstoffs auf den Glutstock. 

 2. Für die Beurteilung der Emissionen bei kleinster Teillast des Wärmeleistungsbereiches genügt 
die Beobachtung einer Abbrandperiode. Dabei ist lediglich der Nachweis der Einhaltung der 
Emissionsgrenzwerte für CO und OGC zu erbringen. Das Erreichen des Teillastbetriebs muss 
durch eine vorhandene selbsttätige Regelung erfolgen. Falls der Nachweis bei der kleinsten vom 
Hersteller angegeben Teillast nicht erbracht werden kann, ist auf dem Typenschild und in der 
technischen Dokumentation der Einbau eines entsprechenden Pufferspeichers vorzusehen. 

 c) bei automatisch beschickten Kleinfeuerungen: 
 1. Die Emissionsgrenzwerte für CO, NOx und OGC sind als arithmetische Mittelwerte der Emission 

während der gesamten Versuchszeit (zumindest drei Stunden) anzugeben. Der Emissionswert für 
Staub ist der aus zumindest drei Halbstundenmittelwerten der Versuchszeit gebildete 
arithmetische Mittelwert. 

 2. Bei kleinster Teillast des Wärmeleistungsbereiches ist lediglich der Nachweis der Einhaltung der 
Emissionsgrenzwerte für CO und OGC zu erbringen. Das Erreichen des Teillastbetriebs muss 
durch eine vorhandene selbsttätige Regelung erfolgen. 

 3. Für Zentralheizungsanlagen unter 10 kW Nennwärmeleistung in Kombination mit einem 
Pufferspeicher ist der Nachweis der Einhaltung der Emissionsgrenzwerte und der Wirkungsgrade 
nur bei Nennlast zu erbringen. Dies ist auf dem Typenschild und in der technischen 
Dokumentation durch den Hersteller anzugeben. 

(4) Bei Heizölen ist der Stickstoffgehalt anzugeben. Die Emissionsgrenzwerte für NOx beziehen sich 
auf einen Stickstoffgehalt von 140 mg/kg an organisch gebundenem Stickstoff im Heizöl. Bei höheren 
bzw. niedrigeren Stickstoffgehalten des Brennstoffes ist der Grenzwert für NOx wie folgt zu ermitteln: 
 a) Bei Stickstoffgehalten des Brennstoffes von mehr als 140 mg/kg ist der Grenzwert für NOx 

pro zusätzlichem 1 mg Stickstoff pro kg Brennstoff um 0,06 mg/MJ höher anzusetzen, 
höchstens jedoch mit 130 mg/MJ. 

 b) Bei Stickstoffgehalten von weniger als 140 mg/kg ist der Grenzwert für NOx pro 1 mg 
Stickstoff pro kg Brennstoff um 0,06 mg/MJ niedriger anzusetzen. 

(5) Kleinfeuerungen, die ausschließlich für den Betrieb mit Flüssiggas konstruiert sind, sind mit dem 
Prüfgas G 31, alle übrigen Kleinfeuerungen, die mit Gas betrieben werden, mit dem Prüfgas G 20 zu 
prüfen. 

Anhang 5 (zu § 27 Abs. 2)
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Anhang 6 (zu § 28 Abs. 7)

I. Nähere Bestimmungen über das Verfahren der EG-Baumusterprüfung 

1. Der Antrag auf EG-Baumusterprüfung muss enthalten: 
- den Namen und die Adresse des Herstellers und, sofern der Antrag von dessen Vertreter 

eingebracht wird, auch dessen Namen und Adresse, 
- eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen benannten Stelle 

eingebracht worden ist, 
- die technischen Unterlagen nach Z. 2. 

Der Antragsteller hat der benannten Stelle ein für die betreffende Produktion repräsentatives 
Muster, im Folgenden als „Baumuster“ bezeichnet, zur Verfügung zu stellen. Die benannte Stelle 
kann weitere Muster verlangen, wenn sie diese für die Durchführung des Prüfungsprogramms 
benötigt. 
2. Die technischen Unterlagen müssen eine Bewertung der Übereinstimmung des Produktes mit den 

Anforderungen nach Anhang 4 über die Wirkungsgrade von mit flüssigen oder gasförmigen 
Brennstoffen beschickten neuen Warmwasserheizkesseln ermöglichen. Sie müssen den Entwurf 
und die Fertigungs- und Funktionsweise des Produkts abdecken und folgende Unterlagen 
enthalten, soweit dies für die Bewertung erforderlich ist: 

- eine allgemeine Beschreibung des Baumusters, 
- Entwürfe, Fertigungszeichnungen und -pläne von Bauteilen, Montage-Untergruppen, 

Schaltkreisen usw., 
- Beschreibungen und Erläuterungen, die zum Verständnis der genannten Zeichnungen und 

Pläne sowie der Funktionsweise des Produktes erforderlich sind, 
- eine Liste der ganz oder teilweise angewandten harmonisierten Normen sowie eine 

Beschreibung der zur Erfüllung der grundlegenden Anforderungen gewählten Lösungen, 
soweit harmonisierte Normen nicht angewandt worden sind, 

- die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Prüfungen usw., 
- Prüfberichte. 

3. Die benannte Stelle 
- prüft die technischen Unterlagen, überprüft, ob das Baumuster in Übereinstimmung mit den 

technischen Unterlagen hergestellt wurde, und stellt fest, welche Bauteile nach den 
einschlägigen Bestimmungen harmonisierter Normen entworfen und welche nicht nach diesen 
Normen entworfen wurden; 

- führt die entsprechenden Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen durch oder lässt sie 
durchführen, um festzustellen, ob die vom Hersteller gewählten Lösungen die grundlegenden 
Anforderungen der Richtlinien erfüllen, sofern harmonisierte Normen nicht angewandt 
wurden; 

- führt die entsprechenden Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen durch oder lässt sie 
durchführen, um festzustellen, ob die einschlägigen Normen richtig angewandt wurden, sofern 
der Hersteller sich dafür entschieden hat, diese anzuwenden; 

- vereinbart mit dem Antragsteller den Ort, an dem die Untersuchungen und die erforderlichen 
Prüfungen durchgeführt werden sollen. 

4. Entspricht das Baumuster den Bestimmungen des Anhangs 4, so stellt die benannte Stelle dem 
Antragsteller eine EG-Baumusterprüfbescheinigung aus. Die Bescheinigung hat den Namen und 
die Adresse des Herstellers, die Ergebnisse der Prüfung, etwaige Bedingungen für die Gültigkeit 
der Bescheinigung und die für die Identifizierung des zugelassenen Baumusters erforderlichen 
Angaben zu enthalten. Eine Liste der wichtigen technischen Unterlagen wird der Bescheinigung 
beigefügt; eine Kopie dieser Liste wird von der benannten Stelle aufbewahrt. Lehnt die benannte 
Stelle es ab, dem Hersteller oder seinem Vertreter eine EG-Baumusterprüfbescheinigung 
auszustellen, so hat sie dies ausführlich zu begründen. 

5. Der Antragsteller unterrichtet die benannte Stelle, der die technischen Unterlagen zur EG-
Baumusterprüfbescheinigung vorliegen, über alle Änderungen an dem zulässigen Produkt, die 
einer neuen Zulassung bedürfen, soweit diese Änderungen die Übereinstimmung mit den 
grundlegenden Anforderungen oder den vorgeschriebenen Bedingungen für die Benutzung des 
Produkts beeinflussen können. Diese neue Zulassung wird in Form einer Ergänzung der 
ursprünglichen EG-Baumusterprüfbescheinigung erteilt. 
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6. Jede benannte Stelle gibt den übrigen benannten Stellen einschlägige Auskünfte über die 
EG-Baumusterprüfbescheinigungen und die ausgestellten bzw. zurückgezogenen Ergänzungen. 

7. Die übrigen benannten Stellen können Kopien der EG-Baumusterprüfbescheinigungen und 
allfälliger Ergänzungen dazu anfordern. Die Anhänge der Bescheinigungen werden für die 
übrigen benannten Stellen zur Verfügung gehalten. 

8. Der Hersteller oder sein Vertreter bewahrt zusammen mit den technischen Unterlagen eine Kopie 
der EG-Baumusterprüfbescheinigung und ihrer allfälligen Ergänzungen mindestens zehn Jahre 
nach Herstellung des letzten Produkts auf. Hat der Hersteller keinen in einem EU-Mitgliedstaat, 
einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens oder der Schweiz ansässigen Vertreter, so fällt die 
Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen Unterlagen jener Person zu, die für das 
Inverkehrbringen des Produktes auf dem gemeinsamen Markt verantwortlich ist. 

II. Nähere Bestimmungen über das Verfahren der Konformitätserklärung 

1. Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozess die 
Übereinstimmung der hergestellten Produkte mit der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung 
beschriebenen Bauart und mit den für sie geltenden Anforderungen nach Anhang 4 gewährleistet. 

2. Der Hersteller oder sein Vertreter bewahrt eine Kopie der Konformitätserklärung mindestens 
zehn Jahre nach Herstellung des letzten Produktes auf. Hat der Hersteller keinen in einem 
EU-Mitgliedstaat, einem Vertragsstaat des EWR-Abkommens oder der Schweiz ansässigen 
Vertreter, so fällt die Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen Unterlagen der Person zu, 
die für das Inverkehrbringen des Produktes auf dem Gemeinschaftsmarkt verantwortlich ist. 

3. Eine vom Hersteller gewählte benannte Stelle führt in wechselnden Abständen stichprobenartige 
Produktprüfungen durch oder lässt diese durchführen. Eine von der benannten Stelle vor Ort 
entnommene geeignete Probe der Fertigungsprodukte wird untersucht. Ferner werden geeignete 
Prüfungen nach der oder den einschlägigen harmonisierten Normen oder gleichwertige 
Prüfungen durchgeführt, um die Übereinstimmung der Produkte mit den Anforderungen nach 
Anhang 4 zu prüfen. Stimmen eines oder mehrere der geprüften Produkte nicht mit diesen 
überein, so trifft die benannte Stelle geeignete Maßnahmen. 

III. Qualitätssicherung Produktion 

1. Die folgenden Bestimmungen beschreiben das Verfahren, bei dem der Hersteller, der die 
Verpflichtungen nach Z. 2 erfüllt, sicherstellt und erklärt, dass die betreffenden Geräte der in der 
EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen und die Anforderungen des 
Anhangs 4 erfüllen. Der Hersteller bringt an jedem Gerät das Konformitätszeichen an und stellt 
eine Konformitätserklärung aus. Dem Konformitätszeichen wird das Zeichen der benannten 
Stelle hinzugefügt, die für die EG-Überwachung gemäß Z. 4 zuständig ist. 

2. Der Hersteller unterhält ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für die Herstellung, 
Endabnahme und Prüfung gemäß Z. 3, er unterliegt der Überwachung gemäß Z. 4. 

3. Qualitätssicherungssystem: 
a) Der Hersteller beantragt bei einer benannten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines 

Qualitätssicherungssystems für die betreffenden Geräte. Der Antrag hat zu enthalten: 
- alle einschlägigen Angaben über die vorgesehene Gerätekategorie, 
- die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 
- die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und eine Kopie der EG-

Baumusterprüfbescheinigung. 
b) Das Qualitätssicherungssystem muss die Übereinstimmung der Geräte mit der in der EG-

Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den für sie geltenden 
Anforderungen der Richtlinie gewährleisten. 

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind 
systematisch und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen 
zusammenzustellen. Die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, dass 
die Qualitätssicherungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte einheitlich ausgelegt werden. 
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten: 

- Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des 
Managements in Bezug auf die Gerätequalität, 

- Fertigungsverfahren, Qualitätskontroll- und Qualitätssicherungstechnik und andere 
systematische Maßnahmen, 
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- Untersuchungen und Prüfungen, die vor, während und nach der Herstellung durchgeführt 
werden (mit Angabe der Häufigkeit), 

- Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte über die 
Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw., 

- die Mittel, mit denen die Verwirklichung der angestrebten Gerätequalität und die wirksame 
Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden können. 

c) Die benannte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in der 
lit. b genannten Anforderungen erfüllt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die 
entsprechende harmonisierte Norm anwenden, wird von der Erfüllung dieser Anforderungen 
ausgegangen. Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams soll über Erfahrungen in der 
Bewertung der betreffenden Gerätetechnik verfügen. Das Bewertungsverfahren umfasst auch 
eine Kontrollbesichtigung des Herstellerwerkes. Die Entscheidung wird dem Hersteller 
mitgeteilt. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und eine Begründung. 

d) Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssystem in 
seiner zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, dass es stets sachgemäß und 
effizient funktioniert. 

Der Hersteller oder sein Vertreter unterrichtet die benannte Stelle, die das 
Qualitätssicherungssystem zugelassen hat, über alle geplanten Aktualisierungen des 
Qualitätssicherungssystems. Die benannte Stelle prüft die geplante Änderung und entscheidet, ob 
das geänderte Qualitätssicherungssystem noch den in der lit. b genannten Anforderungen entspricht 
oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist. Sie teilt ihre Entscheidung dem Hersteller mit. Die 
Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und eine Begründung. 
4. Überwachung unter der Verantwortung der benannten Stelle: 

a) Die Überwachung soll gewährleisten, dass der Hersteller die Verpflichtungen aus dem 
zugelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt. 

b) Der Hersteller gewährt der benannten Stelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den 
Herstellungs-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung. Hierzu gehören insbesondere: 

- Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 
- Qualitätsberichte wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation 

der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw. 
c) Die benannte Stelle führt regelmäßig Nachprüfungen durch, um sicherzustellen, dass der 

Hersteller das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm einen 
Bericht über die Nachprüfungen. 

d) Darüber hinaus kann die benannte Stelle den Hersteller unangemeldet aufsuchen. Dabei kann 
die benannte Stelle erforderlichenfalls Prüfungen zur Kontrolle des ordnungsgemäßen 
Funktionierens des Qualitätssicherungssystems durchführen oder durchführen lassen. Die 
benannte Stelle stellt dem Hersteller einen Bericht und im Fall einer Prüfung einen Prüfbericht 
zur Verfügung. 

5. Der Hersteller hält mindestens zehn Jahre nach Herstellung des letzten Gerätes folgende 
Unterlagen für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung: 

- die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem und über dessen allfällige 
Aktualisierungen, 

- die Entscheidungen und Berichte der benannten Stelle betreffend das 
Qualitätssicherungssystem. 

6. Jede benannte Stelle gibt den übrigen benannten Stellen einschlägige Auskünfte über die 
ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme. 

IV. Qualitätssicherung Produkt 

1. Die nachfolgenden Bestimmungen beschreiben das Verfahren, bei dem der Hersteller, der die 
Verpflichtungen nach Z. 2 erfüllt, sicherstellt und erklärt, dass die Heizkessel und Geräte der in 
der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen. Der Hersteller bringt an 
jeden Heizkessel und Gerät das Konformitätszeichen an und stellt eine Konformitätserklärung 
aus. Dem Konformitätszeichen wird das Zeichen der benannten Stelle hinzugefügt, die für die 
EG-Überwachung gemäß Z. 4 zuständig ist. 
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2. Der Hersteller unterhält für die betreffenden Heizkessel und Geräte ein zugelassenes 
Qualitätssicherungssystem für die Endabnahme und Prüfung gemäß Z. 3, er unterliegt der 
Überwachung gemäß Z. 4. 

3. Qualitätssicherungssystem: 
a) Der Hersteller beantragt bei einer benannten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines 

Qualitätssicherungssystems für die betreffenden Heizkessel und Geräte. Der Antrag hat zu 
enthalten: 

- alle einschlägigen Angaben über die vorgesehene Heizkessel- oder Gerätekategorie, 
- die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 
- die rechnerischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und eine Kopie der EG-

Baumusterprüfbescheinigung. 
b) Im Rahmen des Qualitätssicherungssystems wird jeder Heizkessel oder jedes Gerät geprüft. Es 

werden Prüfungen gemäß den maßgebenden harmonisierten Normen oder gleichwertige 
Prüfungen durchgeführt, um die Übereinstimmung mit den Anforderungen nach Anhang 4 zu 
gewährleisten. 

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind 
systematisch und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen 
zusammenzustellen. Die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, dass 
die Qualitätssicherungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte einheitlich ausgelegt werden. 
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten: 

- Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeit und Befugnisse des 
Managements in Bezug auf die Produktqualität, 

- nach der Herstellung durchgeführte Untersuchungen und Prüfungen, 
- die Mittel, mit denen die wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht 

wird, 
- Qualitätsberichte wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der 

in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw. 
c) Die benannte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in der 

lit. b genannten Anforderungen erfüllt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die 
entsprechende harmonisierte Norm anwenden, wird von der Erfüllung dieser Anforderungen 
ausgegangen. Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams soll über Erfahrungen mit der 
Bewertung der betreffenden Produkttechnik verfügen. Das Bewertungsverfahren umfasst auch 
einen Besuch des Herstellerwerkes. Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die 
Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und eine Begründung. 

d) Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssystem in 
seiner zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, dass es stets sachgemäß und 
effizient funktioniert. 

Der Hersteller oder sein Vertreter unterrichtet die benannte Stelle, die das 
Qualitätssicherungssystem zugelassen hat, über alle geplanten Aktualisierungen des 
Qualitätssicherungssystems. Die benannte Stelle prüft die geplanten Änderungen und entscheidet, 
ob das geänderte Qualitätssicherungssystem den in der lit. b genannten Anforderungen noch 
entspricht oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist. Sie teilt ihre Entscheidung dem 
Hersteller mit. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und eine Begründung. 
4. Überwachung unter der Verantwortung der benannten Stelle: 

a) Die Überwachung soll gewährleisten, dass der Hersteller die Verpflichtungen aus dem 
zugelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt. 

b) Der Hersteller gewährt der benannten Stelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den 
Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur 
Verfügung. Hierzu gehören insbesondere: 

- Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 
- technische Unterlagen, 
- Qualitätsberichte wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation 

der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw. 
c) Die benannte Stelle führt regelmäßig Nachprüfungen durch, um sicherzustellen, dass der 

Hersteller das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm einen 
Bericht über die Nachprüfungen. 
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d) Darüber hinaus kann die benannte Stelle den Hersteller unangemeldet aufsuchen. Dabei kann 
die benannte Stelle erforderlichenfalls Prüfungen zur Kontrolle des ordnungsgemäßen 
Funktionierens des Qualitätssicherungssystems durchführen oder durchführen lassen. Sie stellt 
dem Hersteller einen Bericht und im Fall einer Prüfung einen Prüfbericht zur Verfügung. 

5. Der Hersteller hält mindestens zehn Jahre nach Herstellung des letzten Heizkessels oder Gerätes 
folgende Unterlagen für die Behörden zur Verfügung: 

- die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem und über dessen allfällige Aktualisierungen, 
- die Entscheidungen und Berichte der benannten Stelle betreffend das Qualitätssicherungs-

system. 
6. Jede benannte Stelle gibt den übrigen benannten Stellen einschlägige Auskünfte über die 

ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme. 
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Anhang 7 (zu § 29 Abs. 2)

CE-Konformitätskennzeichnung 

Die CE-Konformitätskennzeichnung besteht aus den Buchstaben „CE“ mit folgendem Schriftbild: 

 

 
 

Bei der Verkleinerung oder Vergrößerung der CE-Kennzeichnung müssen die sich aus der obigen 
Darstellung ergebenden Proportionen eingehalten werden. 

Die verschiedenen Bestandteile der CE-Kennzeichnung müssen etwa gleich hoch sein, die Mindesthöhe 
beträgt 5 mm. 
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